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Vorwort


Eine Unterhaltung beim Sonntagsfrühstück im Januar 2018 stand am Anfang der Idee für dieses Buch. Das Thema hatte der rheinlandpfälzische AfD-Chef Uwe Junge geliefert – mit seinem unsäglich dröhnend-drohenden Tweet zu den vermeintlich Verantwortlichen von Gewalttaten. Er bezog sich auf eine Betrachtung auf einem „liberalkonservativen“ Blog1 über Gemeinsamkeiten der Morde an einer 15-Jährigen in Kandel und einer 19-Jährigen in Freiburg, und er prophezeite: „Der Tag wird kommen, an dem wir alle Ignoranten, Unterstützer, Beschwichtiger, Befürworter und Aktivisten der Willkommenskultur im Namen der unschuldigen Opfer zur Rechenschaft ziehen werden: Dafür lebe und arbeite ich. So wahr mir Gott helfe!“2 Unmittelbar darauf hatte sich eine Debatte darüber entzündet, ob die AfD nun alle Befürworter einer Willkommenskultur ins Gefängnis stecken wolle. Nachdem der frühere Grünen-Politiker Volker Beck Junge provokativ gefragt hatte, ob das dann nach der „Methode Freisler #volksgerichtshof“ laufen werde oder was er sonst konkret damit meine, ritt sich Junge mit seiner Antwort drei Tage nach dem ersten Tweet nur noch tiefer hinein in den Sumpf von suggestiven Schlagworten, Hetze, Hass und scheinbarer Rechtsstaatlichkeit: „Gesetze anwenden! Schnell, aber natürlich juristisch korrekt. Nur schneller, konsequenter und vor allem unnachsichtiger! Mit dem Volksgerichtshof hat das nichts zu tun, sie dogenkonsumierender linker Hetzer und Deutschlandhasser!“3


Dies war zur Jahreswende 2017/18 nur ein weiteres Beispiel für ein Phänomen, das zunehmend Furcht und Beklemmung auslöste. Junge wollte also alle „Ignoranten, Unterstützer, Beschwichtiger, Befürworter und Aktivisten“, die die Ankunft von Flüchtlingen im Frühherbst 2015 mit freundlichem Gesicht und tatkräftiger Unterstützung begleitet hatten, als Mittäter vor Gericht stellen. Da ihm klar sein muss, dass dies mit rechtsstaatlichen Maßstäben nicht das Geringste zu tun hat, griff er zur beliebten populistischen Drohkulisse mit dem Bild „Der Tag wird kommen…“. Damit suggerierte er, dass es die staatlichen Verhältnisse derzeit noch nicht zulassen, alle diese seine politischen Gegner vor Gericht zu stellen und einzusperren, dass er aber dafür „lebe und arbeite“, dass es genauso kommen möge.


Wir kamen bei diesem Sonntagsfrühstück zu der Einschätzung, dass Junge die meisten in unserer Familie gemeint haben muss und dass die AfD wohl gewaltige Lager wird bauen müssen, um die vielen Millionen einsperren zu können, wenn sie denn den Rechtsstaat beseitigt haben sollte. Die Überlegungen drehten sich dann darum, dass es wohl nur um einen weiteren Versuch gehe, mit Provokation, Einschüchterung und Grenzüberschreitung Schlagzeilen zu produzieren. Als Journalist sah ich mich doppelt herausgefordert. Natürlich kam der Gedanke an eine von Junge verlangte „Rechtfertigung“ nicht in Frage. Dass ich die Willkommenskultur sowohl mit Sympathie als auch mit Skepsis und Hinweisen auf problematische Entwicklungen begleitet hatte, ging Junge nichts an. Das ist elementarer Bestandteil der Meinungsfreiheit, die tapfer zu verteidigen einst auch Junge als Soldat per Eid geschworen hatte. Für diese Meinungsfreiheit würde ich auch jede Konsequenz zu tragen bereit sein. Daraus entwickelte sich am Familientisch die weitere Überlegung, dass es doch viel sinnvoller sei, es nicht bei der bloßen Bereitschaft für den Fall eines Verschwindens von Demokratie und Rechtsstaat zu belassen, sondern schon lange vorher, also jetzt, anzusetzen, um zu verhindern, dass es dazu überhaupt kommt. Die Gespräche im Familien- und Bekanntenkreis hatten längst immer wieder um ganz bestimmte Erwartungshaltungen gekreist: Einer, der bei Karl Dietrich Bracher, dem weitsichtigen Pionier bei der Erforschung des Untergangs der Weimarer Republik, promoviert hat und als langjähriger Korrespondent und Vorsitzender der Bundespressekonferenz über direkten Zugang zu den Abläufen der Bundespolitik verfügt, müsse doch in besonderer Weise die Hintergründe und Zusammenhänge der aktuellen mit denen der historischen Entwicklung vergleichen können.


So entstand die Idee zu „Weimar reloaded?“. Die Verwirklichung war aber von Anfang an nicht auf einen Schnellschuss angelegt nach dem Motto: Ich such mir was von heute, such dazu was Passendes von damals und fertig ist die Mahnung vor Weimarer Verhältnissen. Es sollte ein grundlegenderes Gerüst entstehen, das über den Tag hinaus Zusammenhänge sichtbar machen kann. Daraus folgte, sich auf die Perspektive der Menschen der Weimarer Zeit einzulassen, statt mit inquisitorischer Schuldzuschreibung durch die Geschichte zu wüten. Das Ergebnis ist an manchen Stellen so erstaunlich wie bedrückend: Es gibt so viele Mechanismen und Erscheinungsformen, die 1919 und folgend vergleichbar sind mit denen, die wir heute ausmachen. Dabei zeigen die Finger jedoch mitnichten auf diejenigen allein, die in jüngster Zeit vermehrt als „Nazis“ bezeichnet werden. Es geht genauso um das Verhalten auf der linken Seite des politischen Spektrums und ganz besonders um die Entwicklungen in der Mitte der Gesellschaft. Medien, Staat, Wirtschaft, Parteien, Persönlichkeiten, internationales Umfeld gehören ebenfalls zu denen, die ihren größeren oder kleineren Anteil am Untergang der ersten Demokratie hatten. Nicht ein Aspekt allein war verantwortlich für den Weg von der Ebert-Demokratie über das Hindenburg-Experiment zur Hitler-Diktatur. Viele haben sich nicht genug gekümmert. Und auch aktuell sind sie nicht davor gefeit, fatale Fehler zu machen. Somit konnte dieses Buch kein weiteres Statement werden, mit dem eine Seite in ihrer Überzeugung gestärkt wird, ruhigen Gewissens auf die andere zeigen zu können. Wenn wir Weimar gründlich analysieren und mit der aktuellen gesellschaftlichen, politischen, wirtschaftlichen und internationalen Entwicklung in einen Zusammenhang bringen, dann bekommen wir eine Vorstellung davon, dass sowohl ein „Nazis raus“ wie ein „AfD-Wähler-Verstehenwollen“ bei weitem nicht reicht. Plakativer ausgedrückt: Hatte wirklich irgendeiner daran geglaubt, dass ein neuer Nationalsozialismus eigens anklopfen und sagen würde: „Hallo, ich bin der Nationalsozialismus!“? Würde er nicht eher in völlig neuem Gesicht daherkommen und in einer eskalierenden Lage, in einem von Hass und Hetze zunehmend zerrissenen Land ohne Anklopfen zum Beispiel dafür werben, dass es da eine faszinierende Alternative mit einer wohltuend erfrischenden Ablösung verkrusteter Strukturen durch einen „solidarischen Patriotismus“4 gibt? Wer will zu einem solchen Entwurf in weiten Kreisen des Bürgertums schon Nein sagen? Und wer wird sich in diesem Beispiel durch „Vorsicht-Nazis“-Warnungen von der Faszination abschrecken lassen?


Dieses Buch setzt sich also zwischen alle Stühle. Und es stellt die Selbstgewissheit fest gelegter Standpunkte in Frage. Das entspricht nicht den gängigen Erwartungen an eine Veröffentlichung, von der große Auflagen zu erwarten sind. Wer die linke Mitte der Gesellschaft mit Belegen für die Schlechtheit und Gefahren der „Nazis“ versorgt, kann mit großer Resonanz rechnen. Auch die Gegenerzählung einer wachsenden Rechtsaußen-Publizistik gegen das angeblich linksgrünversiffte Establishment kann sich einer erstaunlichen Verbreitung erfreuen. Und doch ist beides Teil des Problems. Dieses Buch möchte Teil der Lösung sein, auch wenn es damit verlegerischen Bestseller-Erwartungen vordergründig nicht gerecht wird. Deshalb erblickt es hier auf dem Selbstvermarktungsweg das Licht der Öffentlichkeit.


Meiner Frau Sonja möchte ich an dieser Stelle besonders danken; sie hat das Projekt inspirierend, recherchierend, korrigierend und nicht zuletzt publizierend unterstützt. Für alle Fehler trage ich die Verantwortung. Nachdem Teile schon fertiger Kapitel mehrfach umgeschrieben werden mussten, weil die darin enthaltenen Prophezeiungen über mögliche weitere Entwicklungen inzwischen eingetreten waren, ist auch nach Erscheinen der 1. Auflage an weitere Aktualisierungen gedacht. Hinweise auf Errata nehme ich daher gerne entgegen. Bei der Lektüre anderer Bücher habe ich es als störend empfunden, für das Suchen nach den Anmerkungen häufig viel Zeit mit Unterbrechung des Leseflusses aufwenden zu müssen. Der Leser findet die Anmerkungen daher hier konsequent auf derselben Seite. Bücher als häufig genannte Quellen tauchen dann nur mit Autor, Jahr und Seitenzahl auf. Sie sind in der Bibliografie am Ende des Buches mit Titel und weiteren Angaben aufgeführt. Zugriff auf Akteure und Autoren ermöglicht auch das umfangreiche Personenregister. Die Verlage gehen bei Neuauflagen unterschiedlich mit der Konfrontation alter Publikationen mit neuer Rechtschreibung um. Im Folgenden wurden alle Zitate einheitlich den neuen ß-und-ss-Regeln angepasst. Da die Medienhäuser die Trennwände zwischen Print- und Online-Ausgaben niederreißen und vermehrt auch frühere Printbeiträge online nachträglich zur Verfügung stellen, wurde auf die Unterscheidung verzichtet und der jeweilige Markenbegriff gewählt.


Wenn in diesem Buch die männliche Sprachform verwendet wird, sollte sie in ihrem jeweiligen Kontext geschlechtsneutral verstanden werden. Sie dient einzig der leichteren Lesbarkeit.


Gewidmet ist das Buch meinen Enkeln Walter, Henry, Loreley und Bertha und ihrer Generation. Damit sie niemals fragen müssen, warum wir es gesehen, aber nicht erkannt haben.


Gregor Mayntz


Berlin, 8. Dezember 2019
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4 Höcke 2018, S. 246.




Einleitung


Es passiert etwas mit dieser Gesellschaft. Seit einigen Jahren hat sich eine eigentümliche Dynamik entwickelt, die gut zu fühlen und doch schwer zu fassen ist. Wie schon in früheren Abschnitten der Zeitgeschichte ist etwas in Bewegung geraten, was vielen den Atem nimmt. Wie 1989. In den Jahrzehnten davor hatten sich die Zeitungsleser daran gewöhnt, dass die Politik-Experten für sie aus winzigsten Anzeichen und versteckten Hinweisen tagelang intensive Interpretationen möglicher langfristiger Entwicklungen ableiteten. „Kreml-Astrologie“ nannte man das. Und es bedeutete im Grunde doch nur das eine: Die Hoffnung, dass sich irgendwann irgendwas durch irgendwen irgendwohin bewegen möge. Und das, obwohl doch jeder wusste, dass der Ost-West-Konflikt festbetoniert war und sich die Gesellschaftssysteme der westlich-demokratischen und der östlich-kommunistischen Welt in einer nur von vorübergehenden Auflockerungsübungen unterbrochenen Erstarrung gegenüberstanden. Gedacht wurde in Jahrzehnten und mehr. „Die Mauer wird in 50 und auch in 100 Jahren noch bestehen bleiben“, prognostizierte der damalige SED-Generalsekretär und DDR-Staatsratsvorsitzende Erich Honecker am 19. Januar 1989 in Ostberlin. Keine zehn Monate später waren die Mauer und er Geschichte. Und mit ihnen weitere elf Monate später ein ganzer Staat, ein scheinbar fest gefügtes politisches System.


Mauerfall und Mauerbau als Symbole von Zeitenwenden


In dieser Phase blieb kein Stein auf dem anderen. Und Ereignisse, mit denen die Zeitungen früher über Tage ganze Seiten gefüllt hätten, waren plötzlich angesichts der Fülle von Veränderungen an so vielen Orten in so vielen Bereichen in so kurzer Zeit bestenfalls Kurzmeldungen weit hinten. Als Honecker Anfang 1989 die Beharrungskraft des Mauer-Symbols betonte, war bereits viel Trotz im Spiel. Er hatte natürlich längst bemerkt, was sich bei der Vormacht des Ostens mit der vom neuen starken Mann der Sowjetunion, Michail Gorbatschow, vorgegebenen Politik von „Perestroika“ und „Glasnost“ (Umbau und Öffnung) an bis dahin unvorstellbaren Neuentwicklungen ergeben könnte, und stemmte sich dagegen. „Wer zu spät kommt, den bestraft das Leben“, meinte Gorbatschow vieldeutig, als er zum 40. Geburtstag der DDR am 6. und 7. Oktober 1989 in Ostberlin war.5 Noch am Abend der festlichen Paraden begannen mutige Proteste in Berlin. Bereits im Sommer hatte mit der ungarischen Grenzöffnung nach Österreich die Zeit des Umbruchs neue symbolische Bilder bekommen. Sie machten klar: Die Mauer wird vielleicht in 50 oder 100 Tagen nicht mehr stehen. Und so kam es.


Und nun hat es die Welt mit umgekehrten Vorzeichen zu tun. Trotz oder gerade wegen seines puren Populismus, erschreckenden Rassismus und seiner penetranten Verächtlichmachung von Minderheiten hat es Donald Trump ins Weiße Haus geschafft. Wohl auch weil das Alternativangebot in Person von Hillary Clinton offenkundig nicht attraktiv genug war. Nun hat die Vormacht der westlichen Welt ebenfalls einen Umbau begonnen. Der von Trump folgt jedoch nicht dem Gorbatschows. Es ist kein modernisierender, sondern ein restaurativer. Und statt Öffnung setzt Trump auf Schließung. 30 Jahre nach dem weltweit gefeierten Fall der Mauer klingt es wie ein Treppenwitz der Geschichte, dass Trump beharrlich das Ziel verfolgt, eine neue Mauer zu bauen. „Reißen Sie die Mauer nieder, Mr. Gorbatschow“, rief der 40. US-Präsident Ronald Reagan am 12. Juni 1987. Der 45. steht auf der anderen Seite und verkündet: „Die Mauer kommt“ – und zwar optisch frisch aufgemacht, grafisch angelehnt an die Prophezeiung „Der Winter kommt“ aus der Erfolgsserie „Game of thrones“.6 Damit dreht er den Gründungsmythos der USA ins Gegenteil: „Gebt mir eure Müden, eure Armen, eure geknechteten Massen, die frei zu atmen begehren“, steht zwar immer noch als Inbegriff der amerikanischen Erfolgsstory aus Menschenrechten, Freiheitsliebe und Dynamik einer Einwanderernation auf einer Tafel am Fuß der Freiheitsstatue in New York. Doch Trump hat es mit seiner Politik und seiner Propaganda mit einem „Bleibt bloß weg!“ grell überpinselt.


Mit immer mehr Protektionismus mauert er die amerikanische Wirtschaft ein und riskiert damit, Auslöser oder zumindest Verstärker einer neuen Weltwirtschaftskrise zu werden. Über Jahrzehnte war die Welt daran gewöhnt, die internationale Kooperation Schritt für Schritt zu verbessern, die wachsenden globalen Herausforderungen bei der Rettung des Planeten vor dem Klimakollaps mit immer ausgeklügelteren Verträgen und Vereinbarungen in den Griff zu bekommen, Vertrauen zu schaffen und das Vorangehen der Starken mit den Schwachen im Schlepptau zu unterstützen. Und plötzlich steigt die Weltmacht Nummer eins aus der Rettung der Welt aus, angeführt von einem Klimakrisenleugner, der damit berechenbare und faktenbasierte Strategie durch eine Taktik ersetzt, die ihre Denkmuster aus Versatzstücken von Verschwörungstheorien bezieht. Und so wie die Medien 1989 angesichts der sich überschlagenden guten Nachrichten bestenfalls Kurzmeldungen über eigentlich sensationelle Ereignisse brachten, haben sie es jetzt mit einer derart großen Fülle von schlechten Nachrichten zu tun, dass die Wahrnehmung selbst schwerwiegender Verfehlungen schwindet. Die nachweisbare Lüge eines Präsidenten hätte die Nation über Wochen und Monate beschäftigt, weltweit die Frage nach einem Amtsenthebungsverfahren aufkommen lassen. Jetzt wird das ständige Beugen der Fakten, Trumps anhaltende Verdrehung von Facts und Fakes nur noch von aufmerksamen Medienportalen registriert: Nach einem Jahr im Amt hatte Trump die Schallmauer von 1.000 Falschaussagen durchbrochen, im Sommer 2019 die Zahl 5.000 hinter sich gelassen.7 Diese Statistik passt zum bis dato schlicht unvorstellbaren Bild eines US-Präsidenten, der seine Unterstützung nicht daraus ableitet, das Land zu versöhnen, sondern der es weiter spaltet und mit ausländerfeindlichen, rassistischen und erniedrigenden Appellen seine Wiederwahl so vorbereitet, wie er seine Wahl geschafft hat.


Die von Trump initiierten Umwertungen bleiben nicht auf die USA beschränkt. In London ist Boris Johnson inzwischen Premierminister geworden, also genau der Politiker, der mit völlig falschen Zahlen die Stimmung für den Brexit hochgekocht hatte. Er wollte nach einem Verlassen der EU 350 Millionen Pfund, die dann angeblich Woche für Woche nicht mehr an Brüssel überwiesen werden müssten, in das britische Gesundheitssystem stecken. Tatsächlich waren es im Schnitt wohl nicht einmal 250 Millionen, und zwar ohne Gegenrechnung der Leistungen der EU an Großbritannien. Und vor allem: Ohne Gegenrechnung der vielen weiteren Vorteile einer EU-Mitgliedschaft etwa in wirtschaftlicher, gesellschaftlicher oder kultureller Hinsicht.


Es sind international schwere Zeiten für die Redlichkeit in der Politik und die Verlässlichkeit politischer Aussagen. Das bildet aber nur den Hintergrund für die Entwicklungen in Deutschland, die viele Menschen fragen lassen, wie es dazu nur kommen konnte. Etwa wenn sie ein Video von einer Pegida-Veranstaltung sehen, bei der eine grölende Menge „Absaufen! Absaufen!“ als empfohlenen Umgang mit Flüchtlingen auf dem Mittelmeer ruft.8 Oder wenn am 1. Mai eine Schar von Rechtsextremisten in der Anmutung eines SA-Marsches der 30er Jahre durch Plauen zieht – mit Trommeln, Fackeln, Fahnen und dem Ruf „Deutschland erwache!“?9 Wenn in Dortmund bei einem nächtlichen Fackelzug Neonazis den Ruf „Nationaler Sozialismus jetzt, jetzt, jetzt!“ skandieren.10 Wie muss sich das Klima in der Gesellschaft verändert haben, wenn allein im ersten Halbjahr 2019 die Behörden 589 Angriffe auf Politiker registrierten?11 Was passiert gerade in Deutschland, wenn 83 Prozent der Bevölkerung im Sommer 2019 die Einschätzung vertreten, dass die Gesellschaft zunehmend verrohe, der Umgang der Menschen untereinander rücksichtsloser und brutaler werde.12 Was sagt es über das aktuelle und künftige Klima der Kulturnation, wenn nahezu flächendeckend Druck auf Theater und Museen ausgeübt wird, ein „selbstbewusstes Bekenntnis zur deutschen Identität“ abzulegen, wie es „nur die AfD“ vertrete, um noch öffentliche Fördermittel in Anspruch nehmen zu dürfen?13 Zugleich sind die über Jahrzehnte scheinbar fest gefügten Verlässlichkeiten eines stabilen Parteiensystems in Auflösung begriffen. Die Wähler gaben mal dem einen, mal dem anderen Lager den Auftrag zur Regierungsbildung, mal entschied die eine, mal die andere Kleinpartei mit darüber, welche von den beiden großen Volksparteien die Regierung anführen konnte. Die Bürger hatten die Wahl zwischen einer Mitte-Regierung mit einem christdemokratischen und einer Mitte-Regierung mit einem sozialdemokratischen Kanzler. Die Grundorientierung blieb dabei erhalten. Im Sommer 2019 reicht es in den Umfragen nicht einmal mehr für eine Regierungsmehrheit für Union und SPD zusammen. In Thüringen kamen beide zusammen bei den Landtagswahlen am 27. Oktober 2019 nicht einmal mehr auf ein Drittel der Stimmen. Die einstmals erdrückend „große“ Koalition jener Parteien, die insgesamt die Entwicklung der Republik zu einem wohlhabenden, friedlichen Land zu verantworten hatten, ist ganz klein geworden. Und erstmals ist es in einem Bundesland nicht mehr möglich, eine Regierungsmehrheit aus der Mitte des Parteienspektrums heraus zu bilden. Die Mehrheit stellen die Ränder: Die Linke und die AfD. Bei diesem Befund liegt Weimar plötzlich nicht nur geografisch nah an Erfurt, auch wenn die Vergleichbarkeit der aktuellen Thüringer Linken mit den Kommunisten von Weimar sehr stark eingeschränkt werden muss.


Dabei hatte sich die weltweite Erwartungshaltung nach dem Fall der Mauer und dem Kollaps der Sowjetunion immer schneller um ein „Ende der Geschichte“14 gedreht. Dem Ende einer Geschichte, die über Jahrtausende hinweg geprägt gewesen war von Krisen, Konflikten und Kriegen entlang von Systemauseinandersetzungen. Nun hatte das westliche demokratische Prinzip gesiegt, und die Gegenwart würde jetzt gekennzeichnet sein von der Einhaltung der Menschenrechte, der individuellen Mitwirkung an der politischen Willensbildung und einem fairen Interessenausgleich zwischen demokratischen Systemen. Dass weltweit nicht mehr im Namen von Ideologien gelitten und gestorben, sondern in pluralen Demokratien frei gelebt würde, schien nur noch eine Frage eines sehr überschaubaren Zeitraumes zu sein.


Aber schon in der Diskussion um Francis Fukuyamas These vom „Ende der Geschichte“ war für kurze Zeit der Begriff „Weimar“ wie ein entferntes Wetterleuchten am blauen Himmel erschienen. Denn 1992 war nicht nur das Erscheinungsjahr von Fukuyamas Buch in Deutschland. Dieser Abschnitt der deutschen Geschichte steht auch für Ereignisse wie die Ausschreitungen in Hoyerswerda (Sachsen/1991), Rostock-Lichtenhagen (Mecklenburg-Vorpommern/1992) sowie die Brandanschläge in Mölln (Schleswig-Holstein/1992) und Solingen (Nordrhein-Westfalen/1993). In der historischen Wissenschaft wurden erstmals Parallelen zu Weimar gezogen, weil hier ein „Ideenkonglomerat“ habe besichtigt werden können, das „schon in den ersten Jahren der Weimarer Republik erschreckend virulent“ gewesen sei.15 Schon zu Beginn der 90er Jahre wurde auf die Fülle von Forschungsergebnissen in zurückliegenden Jahrzehnten zu den vielen Faktoren verwiesen, die zur Auflösung der Weimarer Republik16 geführt hatten. Doch mit der Anwendung der Erkenntnisse auf konkrete andere oder spätere demokratische Systeme tut sich die Wissenschaft weiterhin schwer.17 Dies kann sicherlich so lange als unerheblich abgetan werden, so lange alle Parameter des Scheiterns am Beispiel Weimars nachhaltig im grünen Bereich sind. Genauer hinzuschauen lohnt indessen, wenn die Gesellschaft selbst massive Veränderungen in ihren Grundüberzeugungen, in ihrer Kommunikation und in ihrer grundsätzlichen Stimmung entdeckt. Es reicht dann nicht, die vermeintlichen Lehren des Grundgesetzes aus den oft beschriebenen Fehlern der Weimarer Reichsverfassung heranzuziehen und die Sache im Wesentlichen abzuhaken. Denn die Forschung ist sich, um es mit den Worten des Historikers Hans Mommsen festzuhalten, inzwischen weitgehend einig, „dass es nicht die Mängel des Verfassungswerks gewesen sind, welche die Instabilität und schließlich die Existenzkrise der Republik verursacht haben“.18


Die neue Wahrnehmung der traditionellen Systeme


In den USA hat sich die Stimmung schon vor Jahren gründlich gedreht. Die in den 30er Jahren des letzten Jahrhunderts geborenen Amerikaner erklärten noch zu 71 Prozent, es sei „absolut wichtig, in einer Demokratie zu leben“, bei den in den 60er Jahren Geborenen sagten das nur noch 51 Prozent und unter den in den 80er Jahren Geborenen sind es inzwischen nur noch 29 Prozent, die sich hinter diese Aussage stellen.19 Sie bilden nun die Generation, die für die Weiterentwicklung von Politik und Gesellschaft die Verantwortung übernimmt. Ausgerechnet die Bürger jener Supermacht, die über Jahrzehnte die Fackel der Demokratie über der Welt erstrahlen lassen wollte, nähern sich in ihren Grundüberzeugungen jenem Gegenspieler an, der vom Kommunismus zu Autokratie und Oligarchie übergegangen ist und das russische Modell als „gelenkte Demokratie“ versteht. Gleichzeitig drängt mit Macht und immens wachsendem Einfluss das chinesische Modell in die globale Wahrnehmung: Die Phase schreckhafter Kommunisten, die Angst vor dem Demokratie- und Freiheitswillen des eigenen Volkes haben, ist im Übergang begriffen zu selbstbewusst auftretenden Propagandisten eines kommunistisch gesteuerten Kapitalismus als Gegenentwurf zur westlichen Welt. Sie fragen, welches System die Bedürfnisse der Menschen besser erfüllt – und stellen dabei Bauzeiten von Großprojekten, enge Fristen beim Umsteuern in der Klimapolitik und das für jeden greifbare Schaffen von persönlichem Wohlstand in eine Reihe mit den Gesetzmäßigkeiten eines Einparteien-Kommandosystems20. Dem gegenüber lässt sich nicht nur aus chinesischer Sicht das Fiasko beim Versuch, nahe Berlin einen Flughafen zu bauen, die Verwerfungen der Migrations- und Finanzmarktkrise, das Scheiten an selbstgesetzten Klimazielen und die wachsende Verlustangst bei großen Teilen der Bevölkerung in eine Reihe stellen mit der (fragwürdig gewordenen) Effizienz der deutschen Demokratie.


Gerade in Deutschland machen die Entwicklungen der letzten zwei Jahre vielen Menschen Angst. Es gab zwar in der wissenschaftlichen Forschung über Jahrzehnte immer wieder den Vorbehalt, dass die Nachkriegsdemokratie vor allem zur Zufriedenheit der Menschen geführt hatte. Sie hatte die Sehnsucht nach Frieden erfüllt mit der Einbindung in die westliche Partnerschaft. Sie war dem Bedürfnis nach Stabilität gerecht geworden durch die Beständigkeit des Parteiensystems. Und sie hatte individuelles Wohlbefinden begünstigt durch ein Wirtschaftswachstum, das mit immer größeren sozialstaatlichen Leistungen einherging. Aber sie hatte es nicht mit wirklichen Bewährungsproben zu tun bekommen. Lange standen die Bürger der Bundesrepublik unter dem Verdacht, vielleicht doch nur „Schönwetterdemokraten“ zu sein, zumal das Allensbach-Institut im Februar 1949 mit Blick auf die absehbare Gründung der Bundesrepublik lediglich 51 Prozent Befürworter feststellen konnte.21 Doch nachdem die Herausforderungen durch den Terrorismus der 70er Jahre bestanden, die Zustimmung der Bevölkerung selbst in wirtschaftlichen Krisenzeiten erhalten geblieben und sogar die Wiedervereinigung als größtes Ziel des geteilten Nachkriegsdeutschlands geschafft war, hatten sich diese Einschränkungen weitgehend erübrigt. Offensichtlich lauerte da kein systemgefährdender Extremismus hinter der nächsten Krise. Und ganz offensichtlich hatte sich auch das Konfliktpotenzial für grundsätzliche Systemzweifel mit dem Zerfall der Sowjetunion und der von ihr beherrschten und später beeinflussten Staaten einschließlich der DDR aufgelöst, waren die Deutschen nach den Worten des damals Regierenden Bürgermeisters von Berlin, Walter Momper, beim Mauerfall „das glücklichste Volk der Welt“.22


Was ist in den drei Jahrzehnten seitdem passiert, dass es Grund gibt, die in den vier Jahrzehnten zuvor gewachsenen Verlässlichkeiten in Frage zu stellen? Bereits 1956 war der Schweizer Deutschland-Korrespondent Fritz René Allemann zu dem Schluss gekommen, dass Bonn eben nicht Weimar sei. Quer durch alle Feuilletons war vor und während des Umzugs 1999 von Parlament und Regierung nach Berlin diese Erkenntnis auf die neue Konstellation übertragen und festgestellt worden, dass auch Berlin nicht Weimar sei. Selbst unter dem Eindruck sich auflösender Volksparteien gab der damalige NRW-Ministerpräsident Jürgen Rüttgers einem von ihm herausgegebenen Sammelband noch im Jahr 2009 den apodiktischen Titel: „Berlin ist nicht Weimar.“23 Die Autoren machten das unter anderem fest an den damaligen Befunden, wonach 95 Prozent Befürworter der demokratischen Idee und immerhin drei Viertel mit der konkreten Form zufrieden waren, die die Demokratie im Grundgesetz gefunden hat.24 Wie sieht das zehn Jahre später aus? In einer ähnlichen Befragung sah dasselbe Institut Allensbach nur noch 77 Prozent der Menschen in den westdeutschen Bundesländern und gerade mal 42 Prozent in den ostdeutschen Bundesländern, die die praktizierte Demokratie in Deutschland für die „beste Staatsform“ hielten.25 Unterhalb der weit verbreiteten grundsätzlichen Unterstützung der Demokratie scheint hier zumindest ein Erosionsprozess eingesetzt zu haben.


„Weimar reloaded?“ stellt die Frage, ob sich alte grundsätzliche Gefahren in neuem Gewand breitgemacht haben. „Weimar reloaded?“ heißt aber nicht, dass irgendwo ein neuer Hitler an einem neuen „Mein Kampf“ schreibt, in dem er auf einen neuen Holocaust hinauswill. Die Hypothek des Völkermordes an den europäischen Juden sensibilisiert einerseits für die notwendige Auseinandersetzungen mit den Mechanismen der Gefährdungen einer Demokratie. Sie zwingt gerade die Deutschen fast acht Jahrzehnte nach der Wannseekonferenz in eine fortwährende Verantwortung für das Geschehene und sie unterstreicht: „Auschwitz“ ist die besondere Verpflichtung, es nie mehr so weit kommen zu lassen. Außenminister Heiko Maas hat das eindrucksvoll als seine persönliche Motivation für das Eintreten in die Politik beschrieben.26 Doch „Auschwitz“ erschwert zugleich die konkrete Auseinandersetzung, weil jeder Hinweis auf Parallelen der Entwicklung zwischen 1919 und 1933 automatisch alle Aspekte der Zeit von 1933 bis 1945 einsammelt und damit suggeriert, dass der Kritisierte auch für Willkürstaat UND NS-Diktatur UND Genozid stehe und diese Kritik natürlich übertrieben und mit nichts zu rechtfertigen sei. Gauland ist nicht Goebbels, Höcke ist nicht Hitler. Und jeder pauschale Gebrauch des Wortes „Nazi“ als Kennzeichnung für rechtsextreme, ja sogar für rechte, konservative oder sogar liberale Politiker vernebelt auf der einen Seite die differenzierte Auseinandersetzung und verharmlost auf der anderen Seite die historischen Verbrechen.


So oft der Vorsatz in Gedenkreden wachgehalten wurde, aus den monströsen Dimensionen der Unmenschlichkeit die Lehre zu ziehen, künftig allen Anfängen zu wehren, damit sich so etwas nicht mehr wiederholen werde, so oft hinderte er Deutschland auch daran, sich solche „Anfänge“ konkret vor Augen zu führen und auf diese Weise wappnen zu können. Nehmen wir etwa die Rede des damaligen Bundestagspräsidenten Philipp Jenninger am 10. November 1988 und ihre Folgen. Er hatte den Mut (damals nannte man es die „Denkfiguren rechten Spießertums“27), die Unterstützung für das verbrecherische Hitler-Regime nicht nur mit Terror und Krieg zu erklären, sondern die Stimmung der Zeit aufzugreifen und die Argumentation der Millionen Mitläufer klar vor Augen zu führen: Jenninger sprach nicht nur von „staunenerregenden Erfolgen“, die mit Hitler an die Stelle von außenpolitischen Demütigungen, Massenarbeitslosigkeit und Straßenschlachten getreten seien, er stellte auch einen Kontrapunkt zu den Vorjahren her, indem er feststellte: „Hitlers Erfolge diskreditierten nachträglich vor allem das parlamentarisch verfasste, freiheitliche System, die Demokratie von Weimar selbst.“28 Doch Öffentlichkeit und Politik holten den Nazi-Hammer heraus und erzwangen den Rücktritt des Bundestagspräsidenten schon am folgenden Tag. Der damalige Vorsitzende des Zentralrates der Juden, Ignatz Bubis, machte seine Meinung zu den Vorgängen klar, indem er ein Jahr später in einer Frankfurter Synagoge die umstrittensten Passagen von Jenningers Rede ohne vorherige Kenntlichmachung Wort für Wort selbst vortrug. Ein Skandal blieb aus. Und auch zum Zeitpunkt von Jenningers Rede hatte die Geschichtswissenschaft längst detailliert dargestellt, dass Hitler durch „Verführung und Gewalt“ so weit kommen konnte und dass ständige Unterschätzung „Aufstieg und Machtergreifung des Nationalsozialismus begleitet und ermöglicht“ hatte.29 Gleichwohl führt das Jenninger-Beispiel vor Augen, wie sich in der Bundesrepublik Mechanismen gebildet hatten, die den Zugang zur Wahrnehmung neuer Gefährdungen in ungewohntem Gewand erschwerten. Dieser Zugang soll im Folgenden geöffnet werden.


Erzberger und Lübcke


Zu den bedrückendsten Erkenntnissen beim Abfassen dieses Buches gehört die Erfahrung, dass Aspekte, die beim Entstehen der ersten Teile des Manuskriptes noch mit Vorbehalt als mögliche künftige Entwicklung charakterisiert werden sollten, in der Zwischenzeit deutlich wahrscheinlicher geworden oder sogar schon eingetreten sind. Das bezieht sich etwa auf die verbrecherischen Folgen der Hass-Eskalationen im Internet, die in einen Politikermord mündeten. „Hätte mich vor einigen Jahren jemand gefragt, ob ich mir vorstellen könnte, dass jemals wieder so gesprochen würde in dieser Gesellschaft? Ich hätte es für ausgeschlossen gehalten“, bekannte bereits ein Jahr zuvor Publizistin Carolin Emcke30. Auch in der Weimarer Republik herrschte eine öffentlich verbreitete Hetze in einem derartigen Ausmaß, dass sie zu politischen Morden führte. Insofern lassen sich der 26. August 1921 und der 2. Juni 2019 in ihrer Vorgeschichte miteinander verknüpfen. Der wegen seiner Unterstützung des Versailler Vertrages verhasste Zentrumspolitiker Matthias Erzberger und der wegen seiner Unterstützung der humanitären Flüchtlingspolitik angefeindete CDU-Politiker Walter Lübcke fielen denselben Mechanismen zum Opfer. Und doch sollte es nicht vordringlich Aufgabe dieser Untersuchung sein, aktuelle Phänomene aufzugreifen und dann zwanghaft nach Parallelen in der Weimarer Republik zu suchen, um eine schnelle These für die üblicherweise aufgeregte Debatte zu liefern. Dieser Anspruch hätte zu kurz gegriffen und nur zu einer vordergründig und nur für den Augenblick gültigen Mahnung führen können. Es geht vielmehr um eine grundsätzliche Parallelbeschreibung unter der Fragestellung: Was waren die wesentlichen Faktoren, die zum Scheitern der Weimarer Republik führten, und wie ist es heute um diese Faktoren bestellt? Das Ergebnis mag durchaus darin bestehen, von Kapitel zu Kapitel zu einem mitunter aktuell eher beruhigenden Befund und nur zu Besorgnis in Ansätzen zu gelangen. Das Ergebnis mag sich in ein oder zwei oder drei Jahren aber durchaus anders lesen.


Aspekte des Scheiterns und der Stabilität


Um zu einer besseren Vergleichbarkeit von 2019ff und 1919ff zu kommen, ist es zunächst einmal nötig, die Perspektive über die festgefahrenen Vorstellungen hinaus zu weiten: Musste Weimar wirklich scheitern oder hatte es nicht vielmehr alle Chancen, aus vorübergehenden Funktionsschwächen und systematischem Versagen wieder herauszufinden? Und umgekehrt: Ist die Bundesrepublik nach 70 Jahren beispielloser Erfolgsgeschichte wirklich mit so kräftigem demokratischem Fundament ausgestattet, dass da nichts brüchig werden und nichts ins Rutschen geraten kann? Womöglich mit zunehmender und kaum noch beherrschbarer Dynamik?


Dem folgt ein Blick auf eine der schwersten Hypotheken für die Weimarer Demokratie: die mentale Schuldzuweisung für die unerwartete Kriegsniederlage an die demokratischen Akteure mittels einer dreisten Legendenbildung. Hier geht es um das Entstehen und die Wirkungen der Dolchstoßlegende, aufgrund derer Millionen Deutsche die Kapitalfehler der Kriegsführung aus dem Blick verloren und sich willig der Interpretation anschlossen, die im Feld unbesiegte kämpfende Truppe sei durch die Akteure der demokratischen Revolution von hinten erdolcht worden. Und es geht um das aktuelle Phänomen ähnlicher Legendenbildung, wonach durch die angebliche „Öffnung“ der Grenzen ein „System des Unrechts“ entstanden sei. Wie konnte das entstehen, was sind mögliche Wirkungen?


Das dritte Kapitel widmet sich dem über Jahrzehnte gepflegten Vorsatz, in dieser Nachkriegsdemokratie mit aller Kraft „den Anfängen wehren“ zu wollen. War das eine realistische Option? Gab es „Anfänge“ in Weimar und wurden sie zu einem „Nie wieder“ genutzt, wofür nach den fast jede Familie treffenden verheerenden tödlichen Auswirkungen des Weltkrieges jeder Anlass bestanden hätte? Und gab es parallel dazu klar zu identifizierende Neuanfänge jenseits der äußeren Daten von Kapitulation, Länderneugründung, Verkündung des Grundgesetzes und Souveränität Deutschlands? Oder war dieser Vorsatz von vorneherein fragwürdig, da er in beiden Fällen auf tönernen Füßen ruhte?


Es mag verwundern, dass danach als erstes der Föderalismus in den Mittelpunkt gerückt wird. Wer in diesem Staat für welche Aufgaben zuständig ist und welche Einnahmequellen zur Verfügung hat, mag von den Erkenntnisinteressen des durchschnittlichen Staatsbürgers so weit entfernt sein, wie der Biss in den Apfel vom Wirken der pflanzlichen Enzyme beim Metabolismus. Berichte über die über Monate mit großem Aufwand tagenden Föderalismuskommissionen gehörten zu den am wenigsten geklickten Beiträgen im Internetangebot von Zeitungen. Aber deshalb diesen Aspekt vernachlässigen zu wollen, würde bedeuten, einen wesentlichen Faktor für Zustimmung oder Ablehnung zu einer demokratischen Ordnung aus dem Blick zu verlieren. Es ist deshalb zu skizzieren, wie die Weimarer Republik mit den föderalistischen Ansätzen der früheren Fürstenstaaten und Königreiche auf deutschem Boden umging und ob die Praxis des damaligen Föderalismus zur Stabilisierung oder Schwächung der Demokratie beitrug. Die folgende Beschäftigung mit den Erscheinungsformen und Entwicklungen des Föderalismus in der Bundesrepublik ist keine Passage, die getrost überblättert werden kann. Eine groß angelegte Umfrage des Meinungsforschungsinstitutes Forsa förderte im Auftrag des Deutschen Beamtenbundes im Sommer 2019 jedenfalls den alarmierenden Befund zu Tage, dass 61 Prozent der Bundesbürger diesen Staat für „überfordert“ halten, und dass sie auf die Nachfrage, woran sie diese Einschätzung festmachen, auf den ersten Positionen ausschließlich Politikfelder nannten, auf denen die Bundesländer Hoheitsrechte wahrnehmen.31 Wer rapide schwindende Zustimmung der Bürger zu der Leistungsfähigkeit der Demokratie erfassen will, darf um mögliches Funktionsversagen des real existierenden Föderalismus keinen Bogen machen, nur weil die Beharrungskräfte in den Zuständigkeitsverteilungen übermächtig erscheinen mögen.


Im darauffolgenden Kapitel rücken das Agieren der Parteien jenseits der Extreme in den Vordergrund. Es wird verglichen, mit welchem Verantwortungsbewusstsein und mit welcher Bindekraft die zentralen Akteure der Parteiendemokratie in Weimar, Bonn und Berlin ans Werk gingen und welche Perspektive sie haben. Danach folgt die Rolle der Medien, jener – nach Legislative, Exekutive und Judikative – „vierten Gewalt“ im Staat, die sich einschneidenden Herausforderungen, Veränderungen und demokratiestützenden wie demokratiestürzenden Tendenzen ausgesetzt sieht. Wie war das in der Weimarer Republik, wie ist es in der Bundesrepublik? In einem Schnelldurchlauf werden im Anschluss wichtige staatliche Akteure aufgerufen und ihr Anteil am Funktionieren oder Gefährden demokratischer Entwicklungen beleuchtet: Wie waren und wie sind also die Regierung mit nachgeordneten Behörden, die Gerichte, das Parlament, das Militär und nicht zuletzt der Präsident früher und heute aufgestellt?


Ohne das historische und internationale Umfeld ist die Entwicklung der Weimarer Republik genau so wenig zu erklären wie ohne die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen der Demokratie. Also gehören auch diese Aspekte genauer untersucht und mit den heutigen Erscheinungsformen verbunden. Die gesellschaftlichen Bedingungen für eine Demokratie rücken sodann ins Zentrum der Untersuchung, verbunden mit der Frage, ob die Weimarer Republik tatsächlich, eine „Demokratie ohne Demokraten“ oder eine „Republik ohne Republikaner“ gewesen ist und wie nachhaltig der gesellschaftliche Rückhalt für die Demokratie der Bundesrepublik auf Dauer tatsächlich ist. Anschließend geht es um die Bedeutung von Persönlichkeiten für den Erhalt oder das Scheitern von Demokratien. Die von Hindenburg in der zweiten Hälfte der 1920er Jahre betretenen Stufen zum Schleifen der Demokratie wäre ein Reichspräsident Friedrich Ebert nicht gegangen. Und er hätte einem Adolf Hitler sicherlich nicht die Macht übereignet. Neben Strukturen und Strömungen sind es immer auch die herausragenden Akteure, die die Geschichte mal in die eine, mal in die andere Richtung schreiben. Wie sehr hatte das Einfluss auf den Gang der Ereignisse in Weimar, wie gut ist die Bundesrepublik auf ähnliche Phänomene durch den Aufstieg von Populisten vorbereitet? Nicht von ungefähr erfolgt die Analyse der AfD erst an letzter Stelle. Denn im Unterschied zu den Erfahrungen der 60er und 90er Jahre handelt es sich erkennbar nicht um eine zeitlich begrenzte Erscheinungsform, die mal wächst, mal in das eine oder andere Parlament einzieht und dann schnell wieder verschwindet. Dahinter scheint also ein grundlegendes Phänomen zu stecken, das in der AfD lediglich seinen Ausdruck findet. Gleichwohl hat sich diese Partei mit ihrem Umfeld erkennbar zu einer besonderen Gefahr für die Grundwerte der Demokratie entwickelt und ist in den letzten Bundestagswahlen in den neuen Bundesländern bereits stärkste Kraft geworden.


Sie zwingt nach den Landtagswahlen die anderen Parteien in ungewohnte Koalitionen, die die Unterscheidbarkeit von Nicht-AfD-Politikern automatisch minimieren und die AfD damit noch bedeutsamer machen. Deshalb kann die Frage, ob die Ursachen für das Scheitern von Weimar in der Bundesrepublik gerade neu geladen werden, ohne eine genauere Betrachtung der AfD und möglicher Parallelen im früheren Parteiensystem nicht beantwortet werden.


Auf der Grundlage dieser zwölf Schwerpunktfaktoren werden abschließend zwölf Thesen entwickelt, die in jedem der untersuchten Bereiche der Frage nachgehen, wie die jeweils beste Antwort überzeugter Demokraten auf die spezifische Herausforderung sein könnte, worauf es nach diesem Befund ankommt und als wie realistisch und erfolgversprechend die aufgezeigten Ansätze erscheinen. Nicht mehr als eine subjektive Momentaufnahme stellt dann abschließend eine zusammenfassende Einschätzung des aktuellen Wiederauflade-Status dar.


Die allgemeine Selbstsicherheit folgt – noch – den eingeübten Überschriften. „Auch Berlin ist nicht Weimar“, titelte der jetzige Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble ein Vierteljahrhundert nach dem von ihm mit geprägten Hauptstadtbeschluss.32 Doch es fällt auf, dass sich die Wissenschaft veranlasst sieht, kleine Vorbehalte in die Grundaussage einzubauen, wonach „Berlin, weit davon entfernt ist, Weimar zu sein“.33 Etwa durch den Hinweis auf „gefährlicher“ werdende Tendenzen, die „durchaus Anlass zur Sorge geben“ oder mit der puren Hoffnung, dass ein Angriff auf die Demokratie dieses Mal „auf die Gemeinsamkeit der Demokraten und ihre geschlossene Front trifft“.34 Wie geschlossen diese Front war und ist, wird auch Teil der nachfolgenden Untersuchung sein. Erstmals hat sich jedenfalls ein Bundespräsident den Erhalt der Demokratie zum zentralen Thema seiner Amtszeit gemacht. Schon allein darin kommt zum Ausdruck, dass unsere Selbstsicherheit in puncto Demokratie vielleicht längst auf tönernen Füßen steht.


Frank-Walter Steinmeier ist in einer Rolle, in der er nicht Panik erzeugen darf, sondern Mut machen muss. Deshalb gehörte seine Feststellung, „Berlin ist nicht Weimar und wird es nicht werden“ zu den zentralen Aussagen seiner Rede zum 9. November 201835. Einen Satz später warnte er, so wie es auch die Grundauffassung dieses Buches ausdrückt, sich zu sehr auf identische Phänomene zu konzentrieren: „Die Gefahren von gestern sind nicht die Gefahren von heute. Wer immer nur vor der Wiederkehr des Gleichen warnt, droht neue Herausforderungen aus den Augen zu verlieren.“


Die eindringlichste Mahnung hat indirekt der Historiker Heinrich August Winkler mit einer der griffigsten Formulierungen zu „Bonn/Berlin ist nicht Weimar“ geliefert, indem er berichtete, wie er Anfang 1975 in New York mit dem Weimarer SPD-Politiker Ernst Hamburger über seine Erlebnisse und Erfahrungen im Reichstag und im preußischen Landtag sprach. „Dass Bonn nicht Weimar wurde, liegt auch daran, dass es Weimar gegeben hat.“36 Aus dieser Feststellung lässt sich beinahe das gesamte Selbstverständnis der Erlebnisgeneration ableiten: Allen Akteuren steckten die Mängel des Systems, die Einstellungen der Gesellschaft, die internationalen und wirtschaftlichen Bedingungen und nicht zuletzt das Fehlverhalten der Handelnden noch in den Knochen, als sie daran gingen, die neue Republik aufzubauen. Am Beispiel der Jenninger-Ereignisse lässt sich ablesen, dass in den 80er Jahren des vergangenen Jahrhunderts ein Teil dieser Erinnerungen negiert oder verblasst war. Der Zitatgeber, der glaubwürdig für die Nichtwiederholung Weimars wegen Weimar stand, ist im hohen Alter von 90 Jahren gestorben. Aber auch das ist nun fast drei Jahrzehnte her – eine ganze Generation ist seitdem in die Verantwortung als Wähler und Politiker hineingewachsen. Sie hat zwar noch im Ohr, dass sich Weimar nicht wiederholen werde. Aber sie hat die Begründung weder in den Knochen, noch weiß sie aus unmittelbaren Beschwörungen der Erlebnisgeneration davon. Wer das Scheitern von Weimar seit den späten 20er Jahren des vergangenen Jahrhunderts noch bewusst erlebt und durchschaut hatte, wäre bei Erscheinen dieses Buches gut 110 Jahre alt. Die gesamte heutige und jede kommende Aktivgeneration braucht deshalb neue emotionale und analytische Zugänge, um alte Problemlagen in neuen riskanten Entwicklungen erkennen zu können und sich immer wieder neu mit der Frage zu befassen: Was tun wir gerade? Sind wir dabei, Weimar zu reloaden?
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1 • War Weimar nur schwach, ist Berlin nur stark?


Der Tweet findet binnen weniger Stunden weltweite Beachtung. Er kommt von @RaimundPretzel aus einer Berliner Schule. Der Junge hat mit seinem iPhone seine Schuhe auf auffällig rotem Grund fotografiert und dazu geschrieben: „Es geht nicht raus. Fünf Mal schrubben, aber das Blut bleibt. Scheiß #KrieginBerlin“. Das gepostete Bild zeigt die Umrisse einer Blutlache, aufgenommen im Klassenzimmer des jungen Raimund, genau unter seiner Bank. Der Unterricht hat zwar wieder begonnen. Aber an diesem Frühlingstag in der deutschen Hauptstadt sind die Spuren der schweren Kämpfe immer noch überall zu sehen. Regierungstreue Truppen quartierten sich in Raimunds Schule ein, weil die Aufständischen sich in der benachbarten Grundschule verschanzt hatten. Auch paramilitärische Truppen hatten sich an den Kämpfen beteiligt, die tagelang dauerten. Überall in der Stadt war geschossen worden. Die Krankenhäuser waren überfordert.


Selfie aus dem Bürgerkrieg


Das Netz ist voll von Bildern enthemmter Brutalität. Überall ziehen bewaffnete Gruppen durch die Republik, und immer wieder fragen sich die verängstigten Menschen, wer da gerade aus welchem Grund auf wen schießt. Ein Kommentar unter Raimunds Tweet besteht aus einem Bild und der Frage „Sollen wir tauschen?“ und den Worten „Scheiß #KrieginEssen“. Es zeigt eine Gruppe von Schülern, die ein Selfie vor dem Eingang ihrer Schule gemacht haben. Dahinter kümmern sich Sanitäter um Dutzende von Schwerstverwundeten. Vielen scheinen sie nicht mehr helfen zu können.


Die Zustände in diesem März in Deutschland sind unbeschreiblich. Revolutionäre Zellen und Antifagruppen haben zusammen mit Gewerkschaftlern und vielen einfachen Arbeitern Bundeswehrkasernen überfallen und riesige Mengen von Waffen und Munition erbeutet. Die gewaltbereiten Extremisten haben sich zu einer 50.000 Mann starken Truppe zusammengefunden und als „Rote Armee“ die Herrschaft in vielen Städten des Ruhrgebietes übernommen. Die Staatsgewalt hat die Kontrolle über das Land verloren. Dabei schien ein Putsch ultrarechter Militärs gerade noch einmal glimpflich abgelaufen zu sein. Von langer Hand vorbereitet und von einflussreichen Millionären systematisch unterstützt, indem sie ganze Söldnertruppen zum Schein beschäftigen, hatte am 13. März eine meuternde Militäreinheit das Regierungsviertel in Berlin besetzt und einen Direktor des Landschaftsverbandes zum neuen Bundeskanzler ausgerufen. Die komplette Bundesregierung hatte sich gerade eben noch mit ihren Limousinen nach Dresden in Sicherheit bringen können und war von dort mit Hubschraubern und Transportflugzeugen der Flugbereitschaft nach Stuttgart geflogen worden. Die ersten Parteien im Bundestag solidarisierten sich mit den Putschisten und rechneten sich Chancen aus, über ein diktatorisches Regime ihre Ziele durchsetzen zu können. Doch die Bürokratie stand zur Demokratie und verweigerte den Putschisten die Gefolgschaft. Auch ein von der gestürzten Regierung ausgerufener Generalstreik hatte dazu beigetragen. Als der gesamte Transport von Menschen und Waren, Teile der Stromversorgung, Fernsehen, Radio und Internet zum Erliegen gekommen waren, hatten die Putschisten von der äußersten Rechten aufgegeben. Doch damit gaben sich die Linksextremisten nicht zufrieden. Sie bezeichneten den Putsch als Beweis dafür, dass nur eine revolutionäre Niederringung des Kapitalismus den Faschismus endgültig besiegen könne. Nun halten die Gefechte schon viele Tage an. Von Dortmund aus machen von Freiwilligen unterstützte Bundeswehreinheiten in blutigen Kämpfen jedoch Fortschritte. Inzwischen werden bereits über 200 gefallenen Soldaten und mehr als tausend getötete Kommunisten gemeldet. Und es werden täglich mehr.


Diese Schilderung klingt ziemlich abgedreht. Von welchem März soll da die Rede sein? Etwa vom März 2016, als ein Teil der Regierungsparteien selbst von einer „Herrschaft des Unrechts“ sprach? Aber da blieb es – jenseits der Anschläge auf Asylbewerberunterkünfte – weitgehend ruhig in der Republik. Oder ist es eine fiktive Beschreibung aus dem Jahr 2021? Nein, den Schüler, der auf die Blutlache unter seinem Pult schaut, gab es wirklich: Raimund Pretzel hieß er, und er schilderte unter seinem späteren Namen Sebastian Haffner, was er 1920 als Zwölfjähriger in Berlin erlebte, einschließlich Blutlache.37 Und auch die anderen Bestandteile der Schilderung folgen im Wesentlichen den Ereignissen von 1920, leicht transformiert in die aktuelle Zeit mit ihren gewandelten Instrumenten der Kommunikation und Fortbewegung. Nach dieser Einleitung haben wir vielleicht einen besseren Zugang zu der Frage, was in diesem Land los wäre, wenn rechtsextremistische Militärs die Macht übernähmen, die Regierung aus Berlin flüchtete, Zehntausende von Revolutionären das am dichtesten besiedelte Industriegebiet Deutschlands besetzten und der Bürgerkrieg täglich eine dreistellige Zahl von Todesopfern fordern würde. Bliebe in dieser liberalen Demokratie noch ein Stein auf dem anderen? Würde das System nicht scheitern, zumindest kurz vor dem Verlust aller Funktionen stehen?


Doch genau unter solchen Rahmenbedingungen begannen die Akteure den Aufbau der Demokratie in der Weimarer Republik. Sie trat im Grunde, wie der Historiker Hans Mommsen zusammenfasst, „in einer Phase des latenten Kriegszustands ins Leben“.38 Symptomatisch erscheint die anfängliche Relativierung ihrer Chancen schon am 9. November 1918 durch die doppelte Ausrufung der Republik: der sozialistischen durch Karl Liebknecht vom Berliner Stadtschloss und der demokratischen durch Philipp Scheidemann vom Reichstag aus. Das ganze Reich war voller Arbeiter- und Soldatenräte. Würde die parlamentarische Demokratie unter diesen Bedingungen überhaupt einen Fuß auf die Erde bekommen? Die blutigen Unruhen zogen sich bis März 1920 hin. Nach heutigen Verhältnissen eine unerträglich lange Zeit der ständigen Drohung, gleich wieder zu scheitern. Wenn wir die Weimarer Republik auf diese Weise einmal nicht vom Ende, sondern vom Anfang her denken, stellt sich sicherlich Hochachtung vor den Männern und Frauen ein, die dieses Chaos wieder in ein prosperierendes und beinahe friedliches Gemeinwesen verwandelten. Gut drei Jahre nach diesen aus heutiger Sicht geradezu apokalyptischen Gewaltausbrüchen hatten Staat, Gesellschaft und Wirtschaft so viel Aufbauarbeit geleistet, dass die viel gerühmten „Goldenen Zwanziger“ Verlauf nehmen konnten. Berlin und Deutschland wurden zum Synonym für Wirtschaftskraft, Erfindergeist und kulturelle Blüte. Weimar, das hätte auch zum Musterbeispiel für das Gelingen einer Demokratie selbst unter widrigsten Bedingungen werden können. Und zwar genau mit dieser Verfassung und ihren im richtigen Augenblick als Stabilisator genutzten Notverordnungen, mit genau diesen Strukturen in Verwaltung und Militär und nicht zuletzt mit dieser Gesellschaft, die in ihrer Mehrheit ohne Erfahrungen mit einer parlamentarischen Demokratie auf diese neue Staatsform setzte.


Goldene Zeiten aus dunkelsten Startbedingungen


In der Schilderung zu Beginn des Kapitels sind weitere Rahmenbedingungen noch gar nicht erwähnt, die die Hypothek für „Weimar“ geradezu dramatisch vergrößerten. Mental betraf dies die verbindliche Festlegung der Alliierten auf eine alleinige Verantwortung der Deutschen am Ausbruch des Weltkrieges. In dieser Verkürzung stand dies nicht erst im Widerspruch zu den Erkenntnissen späterer historischer Forschung; seinerzeit widersprach das besonders den noch frischen Erinnerungen der Erlebnisgeneration. Dies sorgte wiederholt für breiteste Empörung und innere Ablehnung aller damit zusammenhängenden internationalen Verträge. Die erniedrigenden Auflagen des Versailler Vertrages potenzierten diese Wirkung. Wirtschaftlich erschwerte das zunächst völlig ungeklärte Ausmaß von Demontagen und Reparationen die Arbeitsfähigkeit und Verlässlichkeit des politischen Systems. Gerade in einer zwar „verspäteten“39, aber umso überzeugteren Nation bildete die Abtrennung von Teilen des Reiches, die für die Versorgung der Menschen immens wichtig waren, und die über Jahre gehende militärische Besetzung und Übernahme des Kommandos durch Alliierte im Ruhrgebiet als industriellem Herz des Staates eine schwerwiegende Belastung und behinderte die Identifikation mit dem neuen System. Hinzu kam eine weitere Herausforderung für die unverhoffte, sozusagen um die historische Ecke gebogene parlamentarische Demokratie: Es galt, ein Millionenheer von heimkehrenden, teilweise körperlich schwer versehrten oder seelisch schwer traumatisierten Soldaten in Gesellschaft und Arbeitsmarkt zu integrieren. Der Historiker Wolfram Pyta verweist darauf, dass das Kaiserreich die Kriegsniederlage zu verantworten, aber die Republik die enormen Folgen zu bewältigen gehabt habe, und folgert daraus: „Unter dieser Last wäre auch manch etabliertes Staatswesen zerbrochen.“40 Und doch schaffte es die Weimarer Republik, aus diesen düstersten Rahmenbedingungen heraus Vertrauen zu gewinnen und eine große Schicht von „Vernunftrepublikanern“ in der bürgerlichen Mitte für sich zu vereinnahmen. Jedenfalls beschrieb der Historiker Friedrich Meinecke mit dieser Formulierung die Abwendung von der Monarchie und die gelungene Zuwendung zur Weimarer Demokratie bereits zweieinhalb Jahre nach den oben geschilderten Märzkämpfen.41


Schließlich sei ein weiterer Vergleich angeführt: Wie wäre die Entwicklung der Bundesrepublik verlaufen, wenn Konrad Adenauer als prägende Persönlichkeit bereits nach wenigen Jahren, also etwa mit 79 Jahren, gestorben wäre, und er wichtige Weichenstellungen nicht mehr hätte vornehmen können? Weimar musste auf seinen richtunggebenden Gründervater Friedrich Ebert bereits im Jahr 1925 schmerzlich verzichten; er wurde nur 54 Jahre alt. Und was wäre in Bonn und im Rest der Bundesrepublik geschehen, wenn 1950 der frühere Finanzminister und 1951 der Außenminister ermordet worden wären? In Weimar traf dies 1921 Matthias Erzberger und 1922 Walther Rathenau. Beide waren wichtige Stützen und Repräsentanten der jungen Republik.


Die über Jahrzehnte geübte Selbstgewissheit, wonach der Bundesrepublik das Schicksal Weimars mit Sicherheit erspart bleibe, wird unter anderem aus der Konstruktion des Grundgesetzes gezogen. Der Parlamentarische Rat habe von Anfang an die richtigen „Lehren aus Weimar“ gezogen und das Grundgesetz von allen Webfehlern der Weimarer Reichsverfassung befreit, lautet die Zusammenfassung vieler Befunde und Überzeugungen. Dieses Gefühl der verfassungsrechtlichen Überlegenheit der aktuellen Verfassung gegenüber der von Weimar hat kein Geringerer als der ehemalige Verfassungsrichter Udo Di Fabio auf bemerkenswerte Weise erschüttert: „Wäre im August 1919 das deutsche Grundgesetz von 1949 in Kraft getreten, darf bezweifelt werden, ob die Republik auch nur bis zum Jahr 1924 gekommen wäre.“ Di Fabio gibt an dieser Stelle zur Begründung zu bedenken, dass dann nämlich ein Friedrich Ebert nicht „aus einem starken Amt heraus über die Reichswehr und das Notverordnungsrecht hätte verfügen können“.42 Daraus lässt sich im Umkehrschluss ableiten: Die Bundesrepublik mit ihrer Verfassung hätte im Angesicht einer den Weimarer Rahmenbedingungen ähnelnden Entwicklung möglicherweise weniger stabilisierende Rettungsmöglichkeiten. Ein Scheitern der Demokratie könnte somit – zumindest bezogen auf die angeblich widerstandsfähigeren verfassungsrechtlichen Bedingungen – noch schneller verlaufen. Davon gleich mehr.


Schauen wir zunächst noch einmal auf weitere Leistungsdaten der ersten deutschen parlamentarischen Demokratie. Sie zeigen, dass die zeitgenössische Perspektive auf die vermeintlich dem Untergang geweihte Weimarer Republik andere Eindrücke liefert. Werfen wir etwa einen Blick auf die Entwicklung des Bruttoinlandsproduktes (BIP) je Kopf, um zu erfahren, wie die Bürger selbst die wirtschaftliche Entwicklung erleben konnten: War für sie ein Scheitern als zwangsläufige Folge der Gegebenheiten absehbar? Das wäre dann der Fall gewesen, wenn Deutschland im Vergleich zu den anderen großen Nationen auf der ökonomischen Verliererstraße gewesen wäre, was allein schon wegen der Milliarden-Reparationszahlungen und der Verwerfungen durch die Inflation auf der Hand gelegen hätte. Doch gemessen an der Kaufkraft von 1990 erreichten die Deutschen 1920 ein BIP von im Durchschnitt 2.986 Dollar, 1925 von 3.772 Dollar und 1930 von 4.049 Dollar.43 Das ist für die ersten fünf Jahre eine Steigerung um 26, für die gesamten zehn Jahre eine Steigerung um 36 Prozent. Großbritannien hatte zur selben Zeit BIP-Steigerungen von sechs und zwölf Prozent, die USA zunächst um 13, dann für den gesamten Zehnjahres-Zeitraum nur von zwölf Prozent. Die Basis lag mit 4.912 Dollar im Vereinigten Königreich und mit 5.559 Dollar in den Vereinigten Staaten zwar deutlich höher. Doch die deutsche Größenordnung ist mit der Frankreichs (4.417 Dollar im Jahr 1929) durchaus vergleichbar. Allerdings unterscheiden sie sich darin, dass sich Wirtschaft und Politik in Deutschland deutlich dynamischer zeigten. Von der Zwangsläufigkeit eines Scheiterns war also auch hier keine Spur. Die Konzeption Frankreichs für die Nachkriegsauflagen zu Lasten des Nachbarn ging davon aus, durch systematische Schwächung der deutschen Konkurrenz die eigene Schwerindustrie zur führenden in Europa zu machen und auch die Gefahr eines wieder erstarkenden Rüstungspotenzials Deutschlands zu minimieren. Durch nachdrückliches Einfordern großer Kohlelieferungen sollte auch die deutsche Schwerindustrie klein gehalten werden. Doch weil die wachsende Verwendung des neuen Bessemer-Verfahrens die Stahlerzeugung in Deutschland mit deutlich weniger Kohle ermöglichte, näherten sich die Produktionszahlen bereits 1922 wieder den Vorkriegswerten an.44 Und auch die anderen Ziele verfehlte Paris. Hitler musste nicht erst die Voraussetzungen für ein Wiedererstarken des deutschen wirtschaftlichen und militärischen Potenzials schaffen, er konnte gleich mit dem Ernten dessen beginnen, was er nicht gesät hatte.


Wie das Kapitel über das internationale Umfeld noch genauer zeigen wird, ist es mit den Worten des Historikers Horst Möller angebracht, die übliche Interpretation der Weimarer Republik eher umgekehrt zu führen: Trotz erheblich größerer Probleme habe die Weimarer Republik länger als die meisten anderen der 1918/19 neu entstandenen Demokratien der „totalitären Versuchung (Bracher) widerstanden“.45 Während etwa die „diktaturstaatlichen Tendenzen“ in Russland und Italien in ein totalitäres Einparteien-Regime mündeten, hielt Deutschland zehn Jahre länger durch und schien im Gegenteil „,unter schweren Krisen freilich, zunächst ihre demokratisch-freiheitliche Struktur zu behaupten“.46


Weimars beeindruckendes Erfolgspotenzial


Außenpolitisch gewann die Republik von Jahr zu Jahr mehr Spielraum und Einfluss. Der Versailler Vertrag bedeutete eben nicht das Ende Deutschlands als europäische Großmacht. Die Weimarer Republik besaß nach Feststellung des Historikers Eberhard Kolb „die Möglichkeit, wieder einen aktiven Part in der europäischen Politik zu spielen, sogar mit größerer außenpolitischer Bewegungsfreiheit als vor 1914“.47 Finanzpolitisch ordnete sie die Staatseinnahmen und Staatsausgaben in einer derart klaren, schnellen und kraftvollen Steuerreform, dass Finanzpolitiker aktuell von einer solchen Dynamik und den damaligen zupackenden und ordnenden Regelungen nur träumen können – und das unter der zusätzlichen selbstgestellten Auflage, die Finanzkraft des Reiches mit Blick auf die noch nicht ausverhandelten Reparationssummen nicht zu groß erscheinen zu lassen. Sozialpolitisch begann die Republik mit der Reduzierung der Arbeitszeit und einer Aufwertung der Gewerkschaften als Tarifpartner – und nicht zuletzt einer gelungenen Wiedereingliederung von über acht Millionen heimkehrenden Kriegsteilnehmern.48 Innenpolitisch bekam sie ebenfalls mehr und mehr Routine im Umgang mit den Herausforderungen einer Gesellschaft mit Neigungen zum politischen Extremismus. Dem galt nicht zuletzt die Ausstattung des Präsidenten mit herausragenden Rechten für Krisenzeiten, dem galt auch die Nachsteuerung mit der „Verordnung zum Schutz der Republik“ noch am Abend des Tages, an dem Außenminister Rathenau ermordet worden war.49 Jedenfalls ist es nach dem Urteil des Historikers Hans Mommsen „eine Verkennung der Ausgangslage der Weimarer Republik, wenn man ihr anlastet, kein Konzept der ,streitbaren Demokratie‘ gehabt zu haben“.50 Mögen sich in der Startphase auch viele Monarchisten, Kommunisten und Rechtsextremisten ein schnelles Ende dieser Demokratie gewünscht haben, ab 1924 musste sie absolut nicht scheitern. Ganz im Gegenteil! Schon in den Anfangsjahren hatten SPD, Zentrum, DDP, DVP und DNVP zusammen rund 3,5 Millionen Mitglieder.51 Der Rückhalt für die Parteien, die im Wesentlichen den Verfassungsbogen besetzten, teilweise auch – wie bei DVP und DNVP – darüber hinausgingen, aber phasenweise für die parlamentarische Demokratie eintraten, war also größer, als es die Parteien der Bonner Republik jemals erleben konnten. Und auch eine umgekehrte Projektion stellt die weit verbreiteten Zweifel am Weimarer System in Frage, wenn es um die von der Weimarer Demokratie nur schwer beeinflussbaren Rahmenbedingungen geht. Sehr zu Recht stellt der Historiker Hagen Schulze in diesem Zusammenhang eine Parallele in den Raum: „Wer weiß, wie die erste deutsche Demokratie sich entwickelt hätte, wenn ein Ebert, ein Stresemann, ein Brüning auch nur einen Bruchteil des alliierten Wohlwollens gespürt hätte, dessen Adenauer sich erfreuen konnte.“52


Die vielen Zufälle des Bonner Erfolgs


Warum sie dennoch scheiterte, ist nach dem Krieg in Hunderten von Studien minutiös untersucht worden. Das Erkenntnisinteresse galt etwa der Suche nach großen Linien und der Frage, ob es einen direkten Weg von Preußens Aufstieg zur Großmacht zu Hitlers Größenwahn gab. Die Juristen kümmerten sich intensiv um die Klärung, welche Lücken, Widersprüche und Fehler die Weimarer Reichsverfassung aufwies. Die Soziologen ergänzten die Zeitgeschichtsschreibung zur Frage, wie wenig Rückhalt die Weimarer Demokratie tatsächlich in der Bevölkerung hatte. Die Historiker ergründeten in einer inzwischen vierstelligen Zahl von wichtigen Untersuchungen das Fehlverhalten der Akteure – mit zunehmender Erschließung von Akten und Erinnerungen auch mit steigender Genauigkeit im Detail. Die Mechanismen populistischer Verführbarkeit und Massensuggestion sind in vielfachen Dimensionen mit Bezug auf die Weimarer Implikationen offengelegt. Die Wechselwirkungen von Makro- und Mikro-Ökonomie im Zusammenspiel mit Weltwirtschaft und unterschiedlichen staatlichen Reaktionen sind für die einzelnen Phasen der ersten demokratischen Republik mit großem Interesse aufbereitet worden. Gemeinsam ist all diesen Ansätzen der latente oder manifeste Vorsatz, einen weiteren oder einen der wichtigsten Gründe zu finden, warum Weimar scheitern musste. Dem folgt unausgesprochen, kursorisch oder intensiv die Abgrenzung zu den Entwicklungen in der Bundesrepublik. Und das verschleiert den Blick.


So wie die Chancen und Möglichkeiten der Weimarer Republik zu sehr von ihrem Ende her interpretiert werden, ist unser Blick auf die Entwicklung der Bundesrepublik unzulässig beeinflusst von den Ergebnissen der Politik vor allem der Kanzlerschaften Adenauers, Brandts und Kohls, von Wirtschaftswunder, Westintegration und Aufstieg in die erste Liga der wichtigsten Volkswirtschaften der Welt. Dabei könnte man die Betrachtung der bundesrepublikanischen Entwicklung auch mit der Beschreibung eines Zufalls beginnen lassen: Dass Adenauer seine Überzeugungen von Westanbindung, Wiedergutmachung und Wirtschaftsfreiheiten umsetzen konnte, hat mit einer einzigen Stimme Mehrheit im ersten gewählten Bundestag zu tun. Wie leicht hätte diese Voraussetzung auch anders sein können! Adenauers Gegenspieler Schumacher verfolgte ein gänzlich anderes Konzept für den Neustart der Republik 1949.


Während Adenauer in einem Stadium sehr weit eingeschränkter Kompetenzen alles auf westeuropäische Lösungen und Vertrauensbildung setzte, wollte Schumacher die „Erfüllungspolitik“ nicht wiederholen, die nach seiner eigenen Erfahrung zum Niedergang Weimars beigetragen hatte. Es lässt sich natürlich nicht im Nachhinein klären, ob eine solche harte und nationale Ausrichtung in offener Auflehnung deutscher Politik gegenüber den Alliierten ebenfalls zu deren Zugeständnissen geführt hätte. Die großen Vorbehalte insbesondere in der französischen Regierung gegenüber einem Wiedererstarken des westlichen Nachbarn hätten jedoch auch zu entsprechend harten Gegenreaktionen, einer Suspension des Grundgesetzes und zu einer Rückkehr in Richtung eines vierfach gespalteten Deutschlands führen können. Das wäre über lange Zeit nicht lebensfähig gewesen und dessen einzelne Teilterritorien hätten unter französischem, britischem und amerikanischem Kuratell gestanden, so wie die DDR an den Marionettenfäden Moskaus hing. Der Morgenthau-Plan einer Deindustrialisierung und Verwandlung Deutschlands zu einem schwachen, armen Agrarstaat, war gerade erst fünf Jahre alt und durchaus noch in den Köpfen.


Auch die herausragenden Richtungsentscheidungen weiterer Kanzlerschaften waren kein automatisches Ergebnis der Konstruktion des Grundgesetzes und der „Lehren aus Weimar“, sondern in Teilen ebenfalls mit Zufällen verbunden. Eine frühere Enttarnung des DDR-Spions Günter Guillaume zu einem Zeitpunkt, als Brandt die neue Ostpolitik gerade einzuleiten begonnen hatte, hätte die Grundlegung des Fundamentes für die ost-westliche Verständigung möglicherweise verhindert. Und der 1989 von den eigenen Parteifreunden schon fast gestürzte Kohl hätte durchaus von einem SPD-Kanzler Lafontaine ersetzt sein können, als die Mauer fiel und es darum ging, ein Fenster der Gelegenheiten zu nutzen oder eben auch nicht. Während Kohl den Zehn-Punkte-Plan zu einer Konföderation mit klarer Wiedervereinigungsperspektive im November 1989 vorlegte, warnte Lafontaine vor „nationaler Besoffenheit“ und wollte die Übersiedlung von DDR-Bürgern in die Bundesrepublik administrativ begrenzen. Eine Wiedervereinigung lehnte er ab. Wenngleich er damit auch Widerspruch in der SPD provozierte, so wurde er 1990 dennoch Kanzlerkandidat. Wer das beharrliche und geschickte Lavieren von Kohl untersucht, kann sich nur schwer vorstellen, dass es mit einem Kanzler Lafontaine 1990 ebenfalls eine Wiedervereinigung gegeben hätte. Die Niederschlagung der Proteste auf dem Platz des Himmlischen Friedens in Peking war als Handlungsoption für die unter Druck geratenen DDR-Machthaber im Herbst 1989 durchaus auch eine Option.


Die Schulbuchweisheit, wonach das Grundgesetz Garant für politische Stabilität sei, ist angesichts von inzwischen 235 geänderten Verfassungsvorgaben53 dringend zu hinterfragen. Bei genauer Betrachtung der Ergebnisse ergibt sich sehr schnell die Erkenntnis, dass dieser lockere Umgang mit der deutschen Verfassung deren Aussagewirkung Schritt für Schritt verringert hat. Das bezieht sich etwa auf die Komplexität, die die Verfassung zur Spielwiese juristischer Rangeleien vor allem zwischen Bund und Länder gemacht hat und in der Folge für den Bürger kaum noch verständlich ist. Nehmen wir etwa das Finanzwesen. Die Originalfassung des Grundgesetzes schaffte es in 194 Wörtern, die Steuereinnahmen auf Bund und Länder zu verteilen und zugleich die Förderung strukturschwacher Länder vorzugeben. Im Jahr 2019 braucht die Verfassung dafür 865 Wörter. Da wird dann zum Beispiel im Grundgesetz festgehalten, dass den Ländern ab dem 1. Januar 1996 für den öffentlichen Personennahverkehr „ein Beitrag aus dem Steueraufkommen des Bundes“ zusteht. Da diese Bestimmung so vage gehalten ist, dass sie nur durch Gesetze oder Verhandlungen konkretisiert werden kann, hätte man es auch gleich dort verorten und die Verfassung nicht damit belasten müssen.


Die Schwächen des Grundgesetzes


Der Verlust an Überzeugungskraft wird dann problematisch, wenn durch Hinzufügungen Erwartungshaltungen geweckt werden, die sowohl in ihrer rechtlichen Dimension als auch in der praktischen Anwendung nicht erfüllbar sind. Das betrifft etwa das Grundrecht auf Asyl aus Artikel 16. Das Grundgesetz in der Fassung von 1949 betrachtete das Asylrecht als Selbstverständlichkeit, die zwar zu fixieren, aber nicht näher zu erläutern war. Der Ursprungs-Artikel 16 befasste sich in seinen ersten beiden Absätzen mit den Vorgaben, wonach kein Deutscher staatenlos und ans Ausland ausgeliefert werden darf. Dem folgte nur ein Satz: „Politisch Verfolgte genießen Asylrecht.“ Nach mehreren Verfassungsänderungen insbesondere auf dem Höhepunkt der ersten Balkankrieg-Flüchtlingsdynamik Anfang der 90er Jahre ist die Grundaussage inzwischen doppelt relativiert. Danach kann sich auf das Grundrecht auf Asyl „nicht berufen, wer aus einem Mitgliedsstaat der Europäischen Union oder aus einem anderen Drittstaat einreist, in dem die Anwendung des Abkommens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge und der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten sichergestellt ist.“ Das ist für den juristischen Laien gerade eben noch nachzuvollziehen, auch wenn der Duktus der Originalfassung mit seinen klaren, einfachen Richtungsanzeigen hier schon nicht getroffen wird. Es folgen jedoch noch weitere sieben Sätze mit juristisch schwerer Kost54, die den Willen des Verfassungsgebers für Menschen ohne Jura-Studium kaum noch verständlich werden lassen. Im Ergebnis wird in diesem Verfassungsartikel das Asylrecht zunächst ohne jede Einschränkung gewährt, dann wieder eingeschränkt und darauffolgend die Einschränkung in Teilen zurückgenommen und an europäische Vorgaben geknüpft Auch hier liegt eine Quelle für die Empfänglichkeit wachsender Bevölkerungsteile für einfache Lösungsvorschläge. Das Grundgesetz hat seine Prägnanz, seine erkennbar über den Tag reichende Garantiewirkung und vor allem seine Eindeutigkeit verloren. Es kann keine Klammer der Gesellschaft mehr bilden und in Konfliktsituationen nicht mehr friedensstiftend wirken.


Zuweilen droht das Grundgesetz zudem zur Wünsch-Dir-was-Kirmesbude zu werden. Da kämpfen Initiativen mit sicherlich guten Argumenten und ehrenwerte Absichten Jahre und Jahrzehnte dafür, bestimmte Anliegen „in der Verfassung zu verankern“. Sie können erläutern, warum es in ihrem speziellen Fall nicht reicht, dass die Würde aller Menschen unantastbar ist (Artikel 1), dass jeder das Recht auf freie Entfaltung, auf Leben, Unversehrtheit und Freiheit hat (Artikel 2) und dass alle Menschen nicht nur gleiche Rechte haben, sondern auch gleichberechtigt sind und niemand aufgrund von Geschlecht, Abstammung, Rasse, Sprache, Heimat, Herkunft, Glauben oder Behinderung bevorzugt oder benachteiligt werden darf (Artikel 3). Sondern dass darüber hinaus noch „jedem Kind“ das Recht auf bestmögliche Entfaltung seiner Persönlichkeit in der Verfassung eigens zugesichert werden muss. Die Binnensicht dieser Interessengruppen und Fachpolitiker führt über kurz oder lang zu einer Entwertung der Jedermann-Rechte. Wenn Kinder besonders erwähnt werden, warum dann nicht auch Jugendliche, warum nicht Senioren, warum sollen Behinderte „nur“ das Recht haben, nicht benachteiligt zu werden, warum nicht auch ausdrücklich das Recht, was Kindern zusteht? Das Misstrauen in die Geltungskraft des ursprünglichen klaren Verfassungstextes ist selbstgemacht und kommt etwa im neuen Grundgesetzartikel 20a zum Vorschein. Danach bekam der Staat ausdrücklich die Verpflichtung auferlegt „auch die natürlichen Lebensgrundlagen“ zu schützen, als ob die Zerstörung der natürlichen Lebensgrundlagen ohne diese Erwähnung das Ziel des Staates gewesen wäre. Wenig später kam der Zusatz „und die Tiere“ hinzu. Damit kommt die Verfassung an den Rand der Lächerlichkeit. Natürlich wären die gesetzlichen Vorgaben gegen Tierquälerei weiter in Kraft geblieben auch ohne diese uneingeschränkte Staatszielbestimmung. Aber was ist die Aussage, dass der Staat die Tiere schützen muss, in einem Schlachthof wert? Oder auf der Jagd? Und impliziert das nicht auch, dass sämtliche anderen einzeln aufgeführten Vorgaben letztlich beliebig sind? Die Verfassung bleibt so nicht Anker für stürmische Zeiten, sondern droht zu einem Netz zu werden, das in schwerer See das Schiff zum Kentern bringen kann.


Diese generellen Stabilitätsverluste können bei der Verfassungsanwendung an einem Beispiel konkretisiert werden, bei dem die Politik über Jahrzehnte hinweg das Grundgesetz nur noch dem Wortlaut und nicht mehr dem Sinn nach ernst genommen hatte. Betrachten wir dazu eine der wichtigsten „Lehren von Weimar“: Die Hürden vor Neuwahlen so hoch wie möglich zu errichten, um den Parteien, Fraktionen und Koalitionen die Flucht aus der Verantwortung heraus so schwer wie möglich zu machen. Deshalb sieht das Grundgesetz keine Möglichkeit für die Parlamentsmehrheit, allein aus eigener Entscheidung zu Neuwahlen zu kommen. Das ist in die Hände des Bundespräsidenten gelegt, der als Stabilitätsfaktor der Verfassung gründlich zu prüfen hat, ob es nach einer verlorenen Vertrauensfrage für den gewählten Kanzler wirklich keine Möglichkeit zur Weiterregierung mehr gibt und ob er daher den Bundestag auflösen sollte. Der Sinn wird auf dreifache Weise deutlich. Erstens kann der Bundespräsident in der Folge das gewählte Parlament auflösen; er muss es nicht. Er soll also genau prüfen, ob es wirklich keinen anderen Ausweg aus der aktuellen Vertrauenskrise gibt. Zweitens müssen zwischen Vertrauensfrage und Abstimmung darüber mindestens 48 Stunden liegen; die Abgeordneten der Mehrheitsfraktionen sollen also noch einmal reiflich überlegen, ob sie unter Abwägung aller Aspekte wirklich keinerlei Vertrauen in die Politik des Kanzlers mehr haben. Und drittens ist der gesamte Bundestag gehalten, zunächst einmal zu prüfen, ob er nach einer verlorenen Vertrauensfrage vielleicht doch noch eine Person findet, die über das Vertrauen der Parlamentsmehrheit verfügen könnte. Erst wenn alle drei Verweise eindeutig in eine ausweglose Situation zeigen, kann der Bundestag nach dem Duktus des Grundgesetzes aufgelöst werden.


Bis zum Herbst 2019 ist das in der Geschichte der Bundesrepublik drei Mal geschehen. Und jedes Mal hat das Staatsoberhaupt im Sinne der Lehren von Weimar zwar mehr oder weniger intensiv geprüft, aber nicht so kritisch, wie es die Verfassung verlangt. Willy Brandt (SPD), Helmut Kohl (CDU) und Gerhard Schröder (SPD) hätten nach objektivem Befund durchaus weiter regieren können. Die Koalitionen hatten nur anderes verabredet, und der jeweilige Bundespräsident fügte sich, auch wenn er zuweilen mit gewundenen Erklärungen einerseits sein schlechtes Gewissen erkennen ließ und sich hilfsweise Notsituationen herbeikonstruierte, wo keine waren.


Damit hatte die parlamentarische Regierungspraxis der Stabilisierungsfunktion des Grundgesetzes 1972, 1983 und 2005 die Grundlage entzogen. Umso bemerkenswerter war 2017 das Vorgehen von Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier nach dem Scheitern der Koalitions-Bemühungen von CDU, CSU, FDP und Grünen. Er führte Einzelgespräche mit den Akteuren und erreichte, die klare öffentliche Festlegung der SPD gegen eine Regierungsbereitschaft umzudrehen. In der politisch-medialen Berliner Blase wurde das sogleich als Steinmeiers persönliches Steckenpferd und seine angebliche Zuneigung zu großen Koalitionen interpretiert, mit der er den Sympathiewerten der SPD schwer geschadet habe. Kurz gesagt: Steinmeier störte die gewohnten Abläufe. Tatsächlich zeigte sich hier ein Bundespräsident seiner Rolle gewachsen, insbesondere in Krisenzeiten fehlender Regierungsmehrheiten für Stabilität zu sorgen. Allerdings kann auch hier wieder von einem Zufall gesprochen werden. Denn die Persönlichkeit, die sich die Sicherung der Demokratie zur Aufgabe gemacht hatte und sich deshalb demonstrativ gegen die weitere Dehnbarkeit der Verfassung an der demokratie-stabilisierenden Stelle entschied, war gerade erst seit acht Monaten im Amt. Angesichts der Mehrheitsverhältnisse in der Bundesversammlung hätte es eigentlich nahe gelegen, dass der SPD-Politiker Steinmeier wenig Chancen auf das Amt haben würde. Und ein anderer Bundespräsident hätte möglicherweise die schlechte Tradition seiner Vorgänger fortgesetzt.


Dieser Bundespräsident machte beim Festakt zu hundert Jahren Weimarer Reichsverfassung am 6. Februar 2019 im Weimarer Nationaltheater klar: „So wenig der Demokratie vor hundert Jahren ihr Scheitern vorherbestimmt war, so wenig ist heute ihr Gelingen garantiert.“ Dabei unterstrich er, dass demokratischer Patriotismus Symbole brauche, die Demokraten verbinden, und dass am Tag der Annahme der Weimarer Reichsverfassung am 31. Juli 1919 vom Ostgiebel des Nationaltheaters die schwarz-rot-goldene Fahne geweht habe. Deshalb sei es historisch „absurd, wenn diese schwarz-rot-goldene Fahne heute am Auffälligsten ausgerechnet von denen geschwungen wird, die einen neuen nationalistischen Hass entfachen wollen“.55 Dieser Diktion folgend, muss es als noch absurder bezeichnet werden, dass ausgerechnet ein Bündnis von rund 200 Organisationen, das sich im Jahr 2019 die Abwehr rechtsextremer Gefahren auf die Fahnen geschrieben hat, alle Teilnehmer darauf hinwies, dass schwarzrot-goldene Fahnen bei den „#unteilbar“-Demonstrationen unerwünscht seien.56 Da scheint am Baugrund dieser Demokratie einiges gewaltig ins Rutschen gekommen zu sein. Zu den Zeichen der Schwäche von Weimar gehörte es, dass die Demokraten sich nicht vorbehaltlos auf Schwarz-Rot-Gold als Flagge der deutschen Demokratie verständigen konnten. In diesem Punkt hat #unteilbar in Berlin und Dresden mehr von Weimar übernommen, als den meisten bewusst ist. Und dass das Bündnis kein Problem mit roten Fahnen als Zeichen kommunistischer und revolutionärer Bewegungen hat, macht die Parallelen nur noch deutlicher.


Wie geht die Bundesrepublik mit extremistischen Parteien um? Ist sie auf diesem Feld stärker aufgestellt als die Weimarer Republik? Zunächst schien es so. Die Regierung Adenauer stellte Ende 1951 den Antrag, die zwei Jahre zuvor gegründete Sozialistische Reichspartei (SRP) zu verbieten. Vor der Abspaltung von der Deutschen Rechtspartei (DRP) war SRP-Vorsitzender Fritz Dorls mit vier weiteren DRP-Politikern 1949 Mitglied des Bundestages geworden. Vor der Errichtung der Fünf-Prozent-Hürde hatten 1,8 Prozent und 430.000 Stimmen für fünf Mandate gereicht. Hochburgen hatte die vor allem auf Anhänger des Nationalsozialismus zielende und von ehemaligen Parteigenossen zusammengehaltene Partei in Niedersachsen und Bremen. Dort erzielte sie bei den Landtagswahlen 1951 überraschende 11,0 und 7,7 Prozent. Bereits zuvor hatte die Bundesregierung das Agieren von SRP-Kampfverbänden unterbunden, die nach SA-Vorbild die Veranstaltungen begleiteten. Das Verfassungsgericht führte in seiner Verbotsentscheidung vom 23. Oktober 1952 das NSDAP-ähnliche Parteiprogramm und interne Dokumente zur Rekrutierungspraxis und politischen Zielsetzung zusammen, um die Verfassungswidrigkeit der etwa 11.000 Mitglieder zählenden Partei zu belegen und sie zu verbieten.57
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Die weniger wehrhafte Demokratie


Und heute? Heute leben die Verfassungsschützer unter dem Eindruck von zwei gescheiterten NPD-Verbotsverfahren. Das erste hatte das Verfassungsgericht 2003 eingestellt, weil V-Leute auch in den Führungsgremien der Partei eingesetzt waren. Bevor der Bundesrat 2014 ein zweites Verfahren auf den Weg brachte, machten sich die Sicherheitsbehörden auf dem rechten Auge teilweise blind, um die Vorgaben des Verfassungsgerichtes zur Abwesenheit von V-Leuten erfüllen zu können. Anfang 2017 lehnte Karlsruhe ein Verbot dennoch erneut ab, weil die zwar eindeutig verfassungswidrig eingestellte Partei mit seinerzeit rund 5.000 Mitgliedern nicht groß und erfolgreich genug erschien. Sie arbeite zwar planvoll gegen die freiheitlich-demokratische Grundordnung, es fehle jedoch „an konkreten Anhaltspunkten von Gewicht, die es zumindest möglich erscheinen lassen, dass dieses Handeln zum Erfolg führt“.58 Der vom Verfassungsgericht gewiesene neue Weg soll aus der finanziellen Austrocknung verfassungsfeindlicher Parteien bestehen. Sie können nach einer weiteren Grundgesetzänderung nun auf Antrag der Bundesregierung durch eine gesonderte Entscheidung des Verfassungsgerichtes von der staatlichen Parteienfinanzierung ausgeschlossen werden. Wie wirksam dieses Instrument ist, wird sich erst noch erweisen müssen. Ob der NPD demnach bei künftigen Wahlkämpfen das Geld fehlt, um Slogans plakatieren zu können wie „Heute sind wir tolerant, und morgen fremd im eigenen Land“, kann inzwischen vernachlässigt werden, da die AfD diese Slogans teilweise wörtlich übernommen hat und dafür mit üppiger staatlicher Parteienfinanzierung unterstützt wird.59


Zunächst sah es so aus, als sei mit der Verfassungsgerichtsentscheidung auch das Prinzip der wehrhaften Demokratie geschleift worden.


Eine kleine verfassungswidrige Partei erklärt das Verfassungsgericht für unproblematisch, weil sie nicht groß genug sei, um gefährlich zu werden. Bei einer Parteien mit deutlich mehr Zulauf sah das Bundesamt für Verfassungsschutz über Jahre hinweg nicht einmal Veranlassung, wenigstens öffentlich zugängliche Quellen zu sammeln, selbst wenn führende AfD-Politiker wiederholt einen „Systemwechsel“ verlangten und klare Trennlinien zu rechtsextremistischen Personen und Parteien vermissen ließen. Der damalige Verfassungsschutzpräsident Hans-Georg Maaßen beharrte 2016 darauf, dass sein Amt „nicht die Hilfstruppe der etablierten Parteien“ sei und auch nicht dem „Konkurrenzschutz“ dienen könne in einer Frage, die „als politische Auseinandersetzung über Positionen geführt“ werden müsse.60 Nach intensiver Vorprüfung geht Maaßen-Nachfolger Thomas Haldenwang inzwischen anders vor und hat als erstes die AfD-Teilorganisationen Junge Alternative und Flügel als Verdachtsfall deklariert und damit Anfang 2019 eine intensivere Beobachtung durch den Verfassungsschutz ausgelöst.61


Wiederholt beschäftigen sich Experten mit der Frage, ob „die zweite deutsche Demokratie für alle Zeiten gegen das Schicksal ihres Vorläufers gefeit ist“62. Je weiter zurück sie in der Vergangenheit Vergleiche anstellten, desto sicherer waren sie, dass Demokratie „zumindest im Westen“ zu einer „Lebensform“ geworden war und die bundesrepublikanische Gesellschaft einen demokratischen „Reifegrad“ erreicht habe, von der die Weimarer Gesellschaft „meilenweit entfernt“ gewesen sei.63 So die Betrachtung im Jahr 2004. Doch schon 1990 hatte Sebastian Haffner eine ungute Vorahnung. Er bezog seine Befürchtungen auf ein „wirtschaftlich ruiniertes, staatlich vernichtetes Land“, die DDR, an dem sich die wiedervereinigte Bundesrepublik „übernehmen“ könnte, was für ihn die „neue deutsche Frage“ bedeutete.64 Vielleicht lag er mit seiner Vorahnung, wiewohl sich die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des wiedervereinigten Deutschlands als erstaunlich robust erwiesen hat, letztlich nicht einmal so falsch. Wenn 16 Millionen Bürger Demokratie nicht kennen und auch nicht über Jahrzehnte eingeübt haben, welche Resonanzflächen und Spielwiesen für Extremisten bieten sich dann in ihren Regionen? Schließlich hat die Einschätzung von der gefestigten Republik im Westen mit den erfolgreich verlaufenen „Bonner Lehrjahren“65 zu tun. Ostberliner Lehrjahre gab es nicht, jedenfalls keine außerhalb der im Zeitraffer ablaufenden demokratischen Parlamentarisierung nach den ersten freien Volkskammerwahlen am 18. März 1990. Hier war bald der Wunsch vordringlich, alles Handeln auf die Wiedervereinigung auszurichten, ohne die Bevölkerung an eine funktionierende Demokratie gewöhnt zu haben. Droht sich also hier die Bundesrepublik an einer politischen Stelle zu „übernehmen“, die Haffner ursprünglich wirtschaftlich gemeint hatte? Aber selbst in Bezug auf das wirtschaftliche und internationale Umfeld entdeckte Di Fabio 2018 im Vergleich mit den Begebenheiten der Weimarer Republik „beunruhigende Parallelen“.66 Jedenfalls erscheint die vermeintlich immerwährende „Stärke“ Berlins gegenüber der vermeintlich vorgezeichneten „Schwäche“ Weimars in einem gänzlich anderen Licht. Eine Reihe weiterer Anzeichen und Entwicklungen werden wir in den folgenden Kapiteln intensiver beleuchten.


Planspiele mit „schwach“ und „stark“


Kommen wir zum Schluss der Betrachtungen über die vermeintliche Stärke und Schwäche von „Weimar“ und „Berlin“ zu zwei kleinen Gedankenexperimenten. Die Datierung der einzelnen Phasen der Weimarer Republik sieht in der weit überwiegenden Zahl der historischen Darstellungen zwei Daten als endgültigen Endpunkt der Demokratie in Deutschland: Einerseits den Tag der Abstimmung über das Ermächtigungsgesetz am 23. März 1933, als auch die gesetzgebende Gewalt auf Hitler überging. Andererseits wird der größte Einschnitt auf dem Weg von Demokratie zur Diktatur mit dem 30. Januar 1933 verbunden, als Reichspräsident Hindenburg Hitler zum Reichskanzler ernannte, seinerzeit noch „eingerahmt“ von einer übermächtigen Anzahl nichtnationalsozialistischer Kabinettsmitglieder. Gemeinhin als Tag der „Machtergreifung“ bezeichnet, wird hier und im Folgenden die Bezeichnung Machtübereignung bevorzugt, da die Macht von den Nationalsozialisten nicht „ergriffen“ sondern ihnen von den staatlichen Akteuren übergeben wurde. Die parlamentarische Demokratie war jedoch bereits am 29. März 1930 an einem Endpunkt angekommen, als Heinrich Brüning das erste Präsidialkabinett bildete, das allein vom Wohl und Wehe des Reichspräsidenten und nicht mehr von der Unterstützung des Parlamentes abhängig war. Dennoch werden diese 36 Monate vom März 1930 bis März 1933 noch zur Weimarer Republik gezählt, in der sich verschiedentlich Chancen ergeben hätten, ein Abgleiten in den NS-Totalitarismus zu verhindern. Gerade in der allerletzten Phase, in der die NSDAP von schrumpfendem Wählerzuspruch (von 37 auf 33 Prozent), Mandatsverlusten (von 230 auf 196 Sitze), finanziellen Engpässen und Spaltungstendenzen getroffen war, setzte Hitler auf eine Strategie des Alles oder Nichts. Wie leicht hätte es hier auch ein „Nichts“ geben können, zumal sich der Reichspräsident bis fast zum Schluss weigerte, den „böhmischen Gefreiten“ mit allen Vollmachten auszustatten.


Zu den denkbaren Alternativen gehört schließlich auch eine möglicherweise mindere Form einer autoritären Umformung der Weimarer Republik. Auch der Medienzar Alfred Hugenberg stand Ende der 20er Jahre bereit, die Kanzlerschaft zu übernehmen, und zwar zu einem Zeitpunkt, als seine Partei, die DNVP mit 14,2 Prozent die zweitstärkste Fraktion im Reichstag stellte und die Nationalsozialisten auf gerade mal 2,6 Prozent kamen. Reichspräsident Hindenburg konnte sich mit dem Gedanken von Hugenberg als Kanzler nicht anfreunden, sah ihn allenfalls als Finanzminister einer neuen Reichsregierung. Aber spielen wir die mögliche Variante durch, Hugenberg wäre die Kanzlerschaft übertragen worden. Auch er wollte die parlamentarische Demokratie durch ein autoritäres System ersetzen. Auch er entsprach den Vorstellungen der finanzkräftigen großindustriellen Kreise, die die letzten Reste des Risikos eines sozialistischen revolutionären Umsturzes beseitigen und die Durchsetzungsfähigkeit des Kapitals ausweiten wollten. Hugenberg stand über Jahrzehnte für einen ausgeprägten Nationalismus, experimentierte mit Vorstellungen eines nationalen Sozialismus und mit einer Vision vom „Dritten Reich“ und wusste zumindest vorübergehend Teile der Jugend sowie des rechten Bildungsbürgertums hinter sich zu versammeln.67 Und er pflegte einen weit verbreiteten Antisemitismus, freilich ohne den ideologischen Eifer und die von Vernichtungsphantasien geprägte Verbohrtheit Hitlers. Möglicherweise hätte er, einmal installiert von Hindenburg, sich nicht lange halten können und den Weg in die Diktatur beschleunigt. Möglicherweise hätte er aber auch als Symbolfigur für eine autoritäre Phase Deutschlands gestanden. Diese wäre eventuell vergleichbar gewesen mit der anderer Staaten jener Zeit und hätte nicht den Charakter eines den Zweiten Weltkrieg anzettelnden, Völkermord begehenden Deutschen Reiches angenommen, wenn die Sehnsucht nach einer starken Hand vorübergehend erfüllt und Hitler weiterhin unterhalb ernstzunehmender Wahlergebnisse gehalten worden wäre. Der „Untergang der Weimarer Republik“ wäre dann womöglich in weniger dramatischen Dimensionen zu analysieren: Es könnte sich um einen „Untergang“ als Zeitraum einer vorübergehend funktionsgestörten, später aber wieder zu ihren Grundsätzen findenden Demokratie handeln. Es könnte auch ein kompletter „Untergang“ sein, der aber nicht automatisch mit der Folge von Weltkrieg und Völkermord zu verknüpfen wäre. Es hat neben diesem gegen die Fakten angelegten Planspiel viele weitere, und zwar auf Fakten beruhende Möglichkeiten gegeben, Hitler zu verhindern. Eine der überzeugendsten und am dichtesten am tatsächlichen Geschehen liegende Variante: Hindenburg musste Reichskanzler Brüning 1932 nicht entlassen. Er musste den Reichstag nicht auflösen. Er hätte Brüning bis zu den regulären Reichstagswahlen 1934 im Amt lassen können. Die NSDAP wäre dann vermutlich nicht zur stärksten Kraft im Reich aufgestiegen und Brüning hätte angesichts der Überwindung der wirtschaftlichen Probleme, der Beendigung der Reparationszahlungen und des Aufstiegs Deutschlands auf Augenhöhe der europäischen Nationen wieder Chancen auf bürgerliche Mehrheiten gehabt. Es gab genügend Stärken; die Schwäche von Weimar ist, dass sämtliche Sicherungen zur gleichen Zeit versagten oder mutwillig herausgedreht wurden.


Greifen wir in einem anderen Planspiel die möglichen Entwicklungen in der Bundesrepublik auf, wie sie von Verfassungsjuristen wiederholt mahnend vor Augen geführt worden sind. Wesentliche Voraussetzungen der aktuellen Demokratie sind nämlich nicht in der Verfassung selbst, sondern nur in einfachen Gesetzen festgehalten, die somit auch von einer einfachen Mehrheit geändert werden können. Dazu gehört etwa die Arbeitsweise des Verfassungsgerichtes selbst. Eine mit hauchdünner Mehrheit ausgestattete populistische Partei könnte mit wenigen Handgriffen die Sicherung des Verfassungsgerichtes lösen, indem es etwa in das Bundesverfassungsgerichtsgesetz in Paragraf 13 hinter „Das Bundesverfassungsgericht entscheidet“ die Worte „stets in der Reihenfolge des Eingangs der Beschwerden“ einfügt. Was einfach, klar und einleuchtend klingt, würde einer auf Zerstörung der verfassungsmäßigen Ordnung ausgerichteten Mehrheit die Möglichkeit eröffnen, die Senate mit Klagen zu fluten, so dass das Verfassungsgericht gar nicht dazu käme, rechtzeitig Stoppzeichen zu setzen, wenn die Regierung fundamentale Grundsätze des Grundgesetzes durch weitere Gesetze außer Kraft setzt. Ehemalige Verfassungsrichter beklagen daneben zum Beispiel auch die nur rudimentäre Verankerung des Wahlrechtes in der Verfassung als lediglich „allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer“ Natur in Artikel 38. Der frühere Verfassungsrichter Dieter Grimm hat in diesem Zusammenhang gemahnt, auch die Grundlagen des Wahlsystems in die Verfassung zu schreiben, weil sonst „auch bei uns populistische Parteien eine Mehrheit“ erringen und „ein Wahlrecht nach ihrem Geschmack“ beschließen könnten.68


Denkbar ist zudem ein Zusammenspiel zwischen einem populistischen Kanzler und einem populistischen Präsidenten. Denn die dem Bundespräsidenten in Artikel 58 eingeräumte Möglichkeit, „Anordnungen und Verfügungen“ zu erlassen, ist im Grundgesetz nicht näher definiert. Sie ist bislang nur durch Auslegung auf die gewöhnlichen Verpflichtungen des Präsidenten bezogen worden. In Krisenzeiten ergeben sich daraus zumindest Anknüpfungspunkte für eine andere Gewichtung von Einflussmöglichkeiten wichtiger Akteure. Im Zusammenhang mit Artikel 81 stehen dem Bundespräsidenten bei einer verlorenen Vertrauensabstimmung eines Bundeskanzlers sogar Gesetzgebungsrechte zu: Er kann den Notstand erklären und Gesetzentwürfe der Bundesregierung auch gegen den Willen des Bundestages in Kraft setzen, sofern er eine Mehrheit des Bundesrates dafür bekommt.


Derartige Regelungslücken als offene Scheunentore für eine Abschaffung von wesentlichen Elementen der parlamentarischen Demokratie hat der Verfassungsexperte Maximilian Steinbeis zur Vorlage für ein anschauliches Szenario genommen. Es lässt sich wie folgt zusammenfassen: Ein populärer Erneuerer gewinnt mit seiner Partei die Bundestagswahlen und verfügt über die Mehrheit im Parlament. Gleich nach dem Einzug ins Kanzleramt fügt er eine scheinbar harmlose Ergänzung in das Verfassungsgerichtsgesetz ein. Damit sich die beiden bestehenden Senate besser auf die Wahrung der Grundrechte konzentrieren können, wird ein dritter Senat gebildet, der für die Behandlung von Organstreitverfahren zuständig ist. Dieser wird mit Richtern besetzt, die zu gleichen Teilen vom Bundesrat und vom Bundestag gewählt werden.


So weit ist allen Verfassungsvorschriften Rechnung getragen. Aber damit gehen fortan auch Gesetze durch, die die Bundesländer für eklatant verfassungswidrig halten. Denn bei Stimmenpatt im Verfassungsgericht werden keine Gesetze mehr gestoppt. Schließlich nutzt der Populist im Kanzleramt noch eine zentrale Ankündigung im Grundgesetz selbst, nämlich die letzte verfassungsrechtliche Vorgabe des Grundgesetzes. Der Kanzler kündigt an, nach seiner Wiederwahl Artikel 146 zu vollziehen: „Dieses Grundgesetz, das nach Vollendung der Einheit und Freiheit Deutschlands für das gesamte deutsche Volke gilt, verliert seine Gültigkeit an dem Tage, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, die von dem deutschen Volke in freier Entscheidung beschlossen worden ist.“ Die hauchdünne Mehrheit dieser populistischen Strömung könnte dazu ein Ausführungsgesetz mit sehr niedrigem Quorum beschließen, so dass schon eine relativ geringe Zustimmung reichen würde, um das Grundgesetz außer Kraft zu setzen und durch eine Verfassung abzulösen, die einer momentanen populistischen Stimmung entspricht, wesentliche Sicherungen und Garantien aber nicht mehr enthält. Dann kann die starke Bundesrepublik plötzlich ganz schwach dastehen. Denn aus dem Scheitern von Weimar und der Erkenntnis, dass Referenden in der Regel Populisten nutzen, ist für das Grundgesetz die zentrale Lehre ausgerechnet bei diesem zentralen Verfassungsartikel nicht gezogen worden. Es ist sozusagen der eingebaute Ausschaltknopf für die parlamentarische Demokratie. Damit haben wir einen klaren Beleg für die Grundthese, die auch Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier bei der Würdigung der Weimarer Reichsverfassung in einem Satz auf den Punkt gebracht hat: „So wenig der Demokratie vor hundert Jahren ihr Scheitern vorherbestimmt war, so wenig ist heute ihr Gelingen garantiert.“69
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2 • Legendenbildung: Vom Dolchstoß zur Grenzöffnung


Am Anfang steht eine gespielte Ohnmacht. Jeannette Lüthi, eine 23-jährige Studentin aus Bern, hat sich mit zwei Kommilitoninnen der von René Rüffel bewachten französischen Grenze genähert. Plötzlich sackt sie zusammen, fällt in seine Arme. Die junge Frau wird in das kleine Häuschen am Grenzfluss Wieslauter gebracht. Ein Glas Wasser soll helfen. Der Grenzbeamte ist abgelenkt. Gleichzeitig keine hundert Meter weiter: Ein junger Mann steigt aus seinem Auto, verwickelt den deutschen Grenzbeamten Alfons Bürckel in ein Gespräch. Im Hintergrund kommen zwar weitere Autos an, aus ihnen steigen weitere junge Leute aus. Aber die haben scheinbar nichts mit der Grenze im Sinn, spazieren Richtung Wald und Wiese. Plötzlich formieren sich jedoch rund 300 junge Leute auf beiden Seiten und beginnen mit „Hau-Ruck-Hau-Ruck“-Rufen zunächst den Schlagbaum auf französischer Seite abzureißen. „Sie zerstören nationales Eigentum!“, lautet die Warnung. Doch sie wird ignoriert. Der Schlagbaum auf deutscher Seite hält länger stand. Die Holzkonstruktion ist erst wenige Tage vorher durch eine Eisenvorrichtung ersetzt worden. Aber auch die gibt bald nach, wird Teil der vor mitgereisten Reportern inszenierten Grenzöffnung. Die mitgebrachten Schilder zeugen von Europa-Begeisterung als Motiv der Aktion. „Europa ist Gegenwart“ – „Wir fordern ein vereintes Europa“ – „Unsere Zukunft – ein Europa ohne Grenzen“ – „Wir verlangen eine europäische Staatsbürgerschaft“. Studenten aus Frankreich, Italien, den Niederlanden, Belgien, Dänemark, der Schweiz, England und Deutschland haben sich zu diesem Akt zusammengetan und ihn in Straßburg und Heidelberg vorbereitet. Noch während der Fahrt mit Autos und Bussen kannten nur sehr wenige das Ziel, damit der Erfolg nicht vereitelt werden konnte. Denn die Grenze zwischen Deutschland und Frankreich war fünf Jahre nach dem Krieg dicht. Ohne Papiere und Kontrolle durfte niemand das Staatsgebiet des anderen betreten oder verlassen. Heute ist diese Realität so lange Vergangenheit, dass inzwischen ein Europadenkmal an den denkwürdigen Vorgang vom 6. August 1950 am Grenzübergang zwischen dem südpfälzischen Sankt Germanshof und dem elsässischen Wissembourg erinnert.70
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